
Nr. 42 · November 2023

V03-22-022 Kircheninfo_#RZ.indd   2 05.04.22   12:06

V03-22-022 Kircheninfo_#RZ.indd   2 05.04.22   12:06



2

Inhalt

Morgen braucht uns 3

Gleiches Recht für kirchlich Beschäftigte – Kirchen unter Druck 4

 Umsetzung des Koalitionsvertrag – Dialogprozess zum  
 kirchlichen Arbeitsrecht 6

 Ungleichbehandlung beenden –  
 Eingeschränkter Diskriminierungsschutz für kirchlich Beschäftigte  7

 Mitbestimmung stärken – Betriebsverfassungsgesetz für kirchliche Betriebe 8

 Diskussionspapier – Mitbestimmungsrechte neu denken 10

 ver.di Bundeskongress – Arbeitnehmer*innenrechte ausnahmslos stärken 11

Caritas-Krankenhaus kündigt Hebamme wegen Kirchenaustritts – 
»Ich bin nicht kirchenfeindlich«  13

Tarifrunde in der Stadtmission Heidelberg – »Kurz und knackig« 15

Tarifverhandlungen Diakonie Niedersachsen – Unverständliches Zeitspiel 16

Reform der Arbeitszeit und gute Entgelterhöhungen –  
Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie 18

Nordkirche – Weiteres Diakonisches Werk wird Tarifpartner 19

Tarifabschluss diakonische Altenhilfe Hessen – »Da entwickelt sich was«   19

Sophien- und Hufelandklinikum Weimar – Organisieren für den Tarifvertrag  19

Diakonie Bayern: 16.700 fordern erfolgreich Prämie zum Inflationsausgleich 
»Wir waren völlig überwältigt«  20

Portrait – Maira Unzueta hilft ihren Kolleg*innen, sich selbst stark zu machen  22

Ihr fragt – ver.di antwortet 23

Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern 24

Kirchliche Reformen im Arbeitsrecht – Wider jeder Freiwilligkeit 24

 MVG – Unterhalb staatlicher Standards 25

 Mitarbeits-Richtlinie der EKD – Abwehr statt Abkehr  25

 Tarifvertrag EKD statt gemeinsamer Kommission 25

Auf Initiative der Mitarbeitervertretungen – »ACK-Klausel«  
in Württemberg gefallen 26

Bildungsangebote für Mitarbeitervertretungen  28

Gesundheitsministerkonferenz in Friedrichshafen – Kein Wasser zu kalt 29

Krankenhausreform – Weit weg von einer Revolution 31

Pflegemindestlohn steigt  31

Mehrheit für Pflegevollversicherung 31

Postkarten-Aktion und Gespräche  
in Württemberg Sommer 2023  
Fotos oben: Susanne Haase

Unterschriftenübergabe für einen  
Inflationsausgleich in der diakonischen 
Altenhilfe in Hessen Juni 2023 Hessen
Foto unten: ver.di



3Kirchen .info Nr. 42 · November 2023

müssen sich rechtfertigen, warum ihre Beschäftigten 
mit schwächeren Rechten ausgestattet sind als alle an-
deren. 

Damit ist eine neue Qualität in der Diskussion er-
reicht. Es geht nicht mehr nur um kircheninterne De-
batten, die zu unzureichenden Reformen mit Hilfe 
kirchlicher Regeln führen. In dieser Ausgabe werden 
dafür u.a. die Novellierung des evangelischen Mitarbei-
tervertretungsrechts und der Mitarbeits-Richtlinie be-
trachtet. Vielmehr fragen nun auch Bundestagsabge-
ordnete in Anwesenheit mehrerer Bundesministerien, 
der unabhängigen Bundesbeauftragten für Antidiskri-
minierung oder Gewerkschaften in einem Dialogpro-
zess zum kirchlichen Arbeitsrecht genauer nach. Genug 
nachzusteuern hätte der Gesetzgeber jedenfalls.

Doch unabhängig davon, ob der Gesetzgeber kon-
krete Dinge angeht, sind Beschäftigte immer gefordert, 
ihre bestehenden Rechte auch auszuüben. Dazu gehört 
auch der Weg, wie Verhandlungen über Löhne und Ar-
beitsbedingungen mit den Arbeitgebern verhandelt 
werden. Diese Ausgabe zeigt erneut, dass es im kirch-
lichen Bereich nicht nur bereits Tarifverträge gibt, son-
dern sie weiterentwickelt werden. Dafür bringen sich 
Beschäftigte ein, beteiligen sich demokratisch und er-
reichen gemeinsam Verbesserungen. Während die ka-
tholische Kirche entgegen ihrer Soziallehre Tarifver-
handlungen ausschließt und die evangelische Kirche auf 
Fachtagen noch über »strukturierte Konfliktlösungen« 
diskutiert, verhandelt ver.di in Evangelischer Kirche und 
Diakonie Tarifverträge. Und es geht weiter: In Weimar 
haben sich in nur kurzer Zeit mehr als 37 Prozent der 
Beschäftigten eines Krankenhauses in ver.di organisiert, 
so dass bald die Aufforderung zu Tarifverhandlungen 
erfolgen wird. 

Wenn wir es gemeinsam anpacken, ändert sich 
also doch etwas. Morgen braucht uns.  

Eure Kirchen.info-Redaktion

Morgen braucht uns
So lautete das zentrale Motto des ver.di-Bundeskon-
gresses, der Ende September stattfand. Der Kongress 
fasste Beschlüsse, die die Grundlage für die weitere  
Arbeit der ver.di in den kommenden vier Jahren bilden. 
Mit dazu gehört eine präzisierte Beschlusslage für die 
gewerkschaftliche Ausrichtung in kirchlichen Betrieben. 
»Kirchliches Arbeitsrecht ist kein Muss – 
Arbeitnehmer*innenrechte ausnahmslos stärken« titelte 
der Antrag, den die mehr als 1.000 Delegierten fast 
einstimmig beschlossen haben. 

Der Kompass für die gewerkschaftliche Arbeit für 
und mit den 1,8 Millionen Beschäftigten in den Betrie-
ben der Diakonie und Caritas sowie den kirchlichen 
Dienststellen ist somit klar ausgerichtet. Es liegt nun an 
uns allen, den gewerkschaftlich Aktiven sowie Mitar-
beitervertretungen, die Kräfte zu bündeln und für die 
Zukunft zu nutzen. Bei Redaktionsschluss dieser Ausga-
be hat die Petition »Gleiches Recht für kirchlich Be-
schäftigte« mehr als 27.000 Unterstützer*innen gefun-
den. Wir sind frohen Mutes, dass Ende dieses Jahres 
noch mehr Unterschriften für unsere Forderungen an 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und die Abgeord-
neten von SPD, Bündnis90/Grüne und FDP die Erforder-
lichkeit von Veränderung belegen. 

»Es ändert sich sowieso nichts« ist eine Aussage, 
die niemandem unbekannt ist, und jahrzehntelange De-
batten um das kirchliche Nebenarbeitsrecht könnten 
das vermeintlich untermauern. Aber das Gegenteil ist 
der Fall: Erstmals prüft eine Regierungskoalition die 
kirchlichen Privilegien im Arbeitsrecht, die Kirchen 
selbst sind so reformwütig wie nie, wenn auch ohne 
viele Fortschritte, der Europäische Gerichtshof prüft 
einmal mehr die kirchliche Ungleichbehandlung und die 
Akzeptanz bei den Beschäftigten und in der Gesell-
schaft für rechtliche Ausnahmen sowie Sonderrege-
lungen zu Gunsten kirchlicher Arbeitgeber sinkt stetig. 
Die Kirchen sind in der Defensive. Sie müssen sich mehr 
denn je dafür rechtfertigen, warum sie Besonderheiten 
im Arbeitsrecht brauchen. Oder anders formuliert: Sie 
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Koalitionsvertrags zwischen SPD, Bündnis90/Die Grü-
nen und der FDP. Man hatte sich gemeinsam mit den 
Kirchen eine Prüfung vorgenommen, inwieweit das 
kirchliche Arbeitsrecht dem staatlichen angeglichen 
werden könne. Zur Halbzeit der Regierungskoalition hat 
das Bundesarbeitsministerium zu einem Dialogprozess 
eingeladen, der im September startete. Dort haben die 
Kirchen die Möglichkeit darzulegen, inwieweit sie selbst 
Reformbedarf durch den Gesetzgeber erkennen kön-
nen. Leider ist bislang wenig Freude auf Seiten der Kir-
chen darüber erkennbar, dass ver.di diesen Prozess mit 
einer Reihe Veränderungsvorschlägen unterstützt. ver.di 
tut das sowohl durch ihre Beteiligung im gestarteten 
Dialogprozess als auch mit konkreten Vorschlägen, die 
der Gesetzgeber umsetzen sollte, wenn er Interesse an 

Die Kirchen befinden sich unter Rechtfertigungsdruck. 
Das gilt nicht ausschließlich, aber auch für ihren Son-
derstatus im Arbeitsrecht. Die katholische Kirche bzw. 
ein katholischer Arbeitgeber versuchte sich beim Euro-
päischen Gerichtshof im September – wieder einmal – 
dafür zu rechtfertigen, inwiefern die fristlose Kündi-
gung einer Hebamme gerechtfertigt gewesen sei. 
Bemerkenswert daran ist, dass die betroffene Kollegin 
vor Antritt ihrer Stelle bei dem katholischen Arbeitge-
ber aus der Kirche ausgetreten war und das auch wahr-
heitsgemäß angegeben hatte. Der Fall (EuGH C-630/22-
1) ist weiterhin offen. Was die betroffene Hebamme 
selbst zu dem Fall sagt, steht im Interview dieser Aus-
gabe des Kirchen.infos. Darüber hinaus kommt die 
lange erwartete politische Initiative auf Grundlage des 

Gleiches Recht für kirchlich Beschäftigte – 
Kirchen unter Druck

Vollversammlung der Arbeitsgemeinschaft der diakonischen Mitarbeitervertretungen                 Foto:ver.di 
in Württemberg im Juli 2023                                                                                               

Betriebsräte und diakonische Mitarbeitervertreter*innen aus Baden und Württemberg in Bad Herrenalb 
im Juni 2023                                                                                                                           Foto:Daniel Wenk
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Hier geht’s direkt zum 
online Unterzeichnen: 

der Stärkung der Rechte von rund 1,8 Millionen Be-
schäftigten in kirchlichen Einrichtungen hat. 

Petition zur Stärkung der Arbeitnehmer*innen-
rechte
Aus diesem Grund hat ver.di im Mai 2022 die Initiative 
»Gleiches Recht für kirchlich Beschäftigte« gestartet. 
Ein wesentlicher Bestandteil davon ist eine Petition an 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und die Bundes-
tagsabgeordneten der Ampelkoalition. Zum Redak- 
tionsschluss hatten bereits mehr als 27.000 Unter-
zeichner*innen online und auf Papier gezeigt, dass sie 
die Forderungen unterstützen. Einerseits geht es 
darum, dass kirchlich Beschäftigte wegen privater Ent-
scheidungen nicht mehr durch ihre Arbeitgeber diskri-
miniert werden dürfen und andererseits um eine stär-
kere Mitbestimmung der Beschäftigten im Betrieb. In 
beiden Fällen sind konkrete Gesetzesänderungen nötig 
und möglich, um eine Diskriminierung von Beschäf-
tigten zu verhindern und ihnen eine wirksamere demo-
kratische Teilhabe zur Verbesserung ihrer Arbeitsbedin-
gungen zu ermöglichen. 

Die Petition läuft bis Ende Februar 2024. Sie kann 
digital und analog per Unterschriftenliste unterstützt 
werden. Die Listen sind als PDF unter gleichesrecht.
verdi.de herunterzuladen. Außerdem stehen Postkar-
ten mit dem QR-Code zur Petition zur Verfügung. Wer 
Interesse hat zu unterstützen, kann hier kostenlos Ma-
terial bestellen: gesundheit-soziales@verdi.de 

Kolleg*innen der Konzern-Mitarbeitervertretung der Evangelischen Heimstiftung zeigen Flagge  
in Friedrichshafen im Juni 2023                                                                                                      Foto: ver.di

Die DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi unterzeich- 
nete die Petition                                       Foto: ver.di

www.gleichesrecht.verdi.de
www.gleichesrecht.verdi.de
mailto:gesundheit-soziales@verdi.de
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von SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP fixierten Prü-
fauftrags zum kirchlichen Arbeitsrecht, der bereits vor 
zwei Jahren vereinbart worden war. Dazu hat das für 
diese Thematik federführende Bundesarbeitsministeri-
um für mehrere Termine zu einem Dialogprozess einge-
laden. 

Beteiligte am Dialog
Teilnehmende an diesem Prozess sind aus dem Bereich 
der Kirchen, ihrer Wohlfahrtsverbände, Arbeitgebern 
und Arbeitnehmer*innen aus Arbeitsrechtlichen Kom-
missionen und Mitarbeitervertretungen sowie Gewerk-
schaften, Mitglieder der Bundestagsfraktionen der 
Ampel und Vertreter*innen verschiedener Ministerien. 
Das vom Ministerium geplante Setting des Dialogpro-
zesses dürfte sehr wahrscheinlich nicht die Vorstellung 
der Kirchen getroffen haben. Denn Gesprächen, die der 
Prüfung ihrer arbeitsrechtlichen Privilegien dient, kön-
nen sie sich gegenüber der Politik nur schwerlich ent-
ziehen. Aber eine gleichzeitige Auseinandersetzung mit 
den unliebsamen kritischen Gewerkschaften dürfte au-
ßerhalb der Wünsche der Kirchen bzw. deren Verbän-
den gewesen sein.  

ver.di-Forderungen
Ein reiner Prüfauftrag, wie er im Koalitionsvertrag fest-
geschrieben ist, genügt aus ver.di-Sicht absolut nicht. 
Der Gesetzgeber muss vielmehr § 9 AGG streichen, da 
die Regelung in Teilen gegen europäisches Gleichbe-
handlungsrecht verstößt. Soweit besondere berufliche 
Anforderungen zu stellen sind, ist dafür auch die Rege-
lung des § 8 AGG ausreichend. Mindestens ist jedoch 

Offene Perspektiven
Die Kirchen sind unter Rechtfertigungsdruck, was die 
Erforderlichkeit ihres Sonderstatus im Arbeitsrecht be-
trifft. Doch mehr noch nicht. Es ist offen, welche Aus-
wirkungen die aktuellen Entwicklungen für die Beschäf-
tigten bei kirchlichen Arbeitgebern haben werden. 
Kommt es zu einer Rechtsprechung des EuGH im Fall 
der gekündigten Hebamme, bleibt zu hoffen, dass sie 
erneut zu Gunsten der Beschäftigtenrechte ausgeht. 
Wohin der begonnene Dialogprozess des Bundesar-
beitsministeriums führt, ist ebenfalls offen. Bislang sieht 
man sich dort lediglich in einer Moderationsrolle. Es ist 
nicht auszuschließen, dass es trotz dieses Prozesses 
notwendig werden wird, weiterhin gewerkschaftlich 
beim Gesetzgeber auf Veränderungen hinzuwirken. Der 
Anfang dafür ist mit der Initiative »Gleiches Recht für 
kirchlich Beschäftigte« gemacht. Jetzt geht es darum, 
möglichst viele Unterstützer*innen in den Betrieben 
und der Gesellschaft dafür zu gewinnen.

Umsetzung des Koalitionsvertrags – 
Dialogprozess zum kirchlichen  
Arbeitsrecht

Im Koalitionsvertrag im Kapitel »Arbeit« unter der 
Überschrift »Mitbestimmung« hat die Ampelkoalition 
diesbezüglich folgenden Arbeitsauftrag festgeschrie-
ben: »Gemeinsam mit den Kirchen prüfen wir, inwie-
fern das kirchliche Arbeitsrecht dem staatlichen Ar-
beitsrecht angeglichen werden kann. Verkündungsnahe 
Tätigkeiten bleiben ausgenommen.« Am 18. September 
2023 startete die Umsetzung des im Koalitionsvertrag 

Ein starkes Signal: Die ver.di-Betriebsgruppe der Unimedizin Mainz unterstützt die Initiative  
»Gleiches Recht für kirchlich Beschäftigte« im September 2023                                                      Foto: ver.di
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§§ 9 Abs. 2 AGG zu streichen und § 9 Abs. 1 AGG an 
das europäische Recht anzupassen. Zudem sind weitere 
Reformen nötig, so u.a. nicht zu rechtfertigende Aus-
nahmen bzw. Abweichungsmöglichkeiten für Kirchen 
im Arbeitszeitrecht, das Vetorecht bei der Frage der Er-
streckung von Tarifverträgen in § 7a AEntG. Hinzu 
kommt Reformbedarf im kollektiven Arbeitsrecht, wie 
z.B. eine notwendige Neufassung von § 118 Betriebs-
verfassungsgesetz, damit Standards der betrieblichen 
Mitbestimmung auch auf kirchliche Einrichtung Anwen-
dung finden u.a.m. Dabei muss es auch darum gehen, 
eine Engfassung dessen zu erreichen, was unter ver-
kündigungsnahen Tätigkeiten einzuordnen ist.

Ungleichbehandlung beenden –  
Eingeschränkter Diskriminierungs-
schutz für kirchlich Beschäftigte 

Arbeitnehmer*innen müssen berufliche Anforderungen 
erfüllen. Aus ihrem Arbeitsvertrag ergibt sich zudem 
die sogenannte Nebenpflicht, ihrem Arbeitgeber ge-
genüber loyal zu sein. Ein Arbeitgeber darf demnach 
erwarten, dass seine Angestellten sich ihm gegenüber 
nicht schädlich äußern, verhalten oder betätigen. Das 
gilt für alle, unabhängig davon, ob sie bei einem pri-
vaten, öffentlichen oder freigemeinnützigen bzw. kirch-
lichen Arbeitgeber beschäftigt sind. Doch die Kirchen 
nehmen für sich darüber hinaus in Anspruch, besonde-
re Loyalitätspflichten zu verlangen. 

Sie haben zum Beispiel festgelegt, dass Beschäftigte 
sich »kirchenfeindlich« betätigen, wenn sie aus der Kir-
che austreten. Sowohl im Bereich der evangelischen als 
auch der katholischen Kirche kann das zur Kündigung 
führen. Das trifft potenziell diejenigen Beschäftigten, 
die Mitglied in der Kirche sind. Konfessionsfreie Be-
schäftigte sind davon zunächst nicht bedroht. Aller-
dings können alle Beschäftigten für anderweitiges »kir-

chenfeindliches« Verhalten arbeitsrechtlich belangt 
werden. Und das kann sich nicht nur auf ihr Verhalten 
während der Arbeit beziehen, sondern auch außerhalb. 
Die katholische Kirche macht es konkret: Wer »Abtrei-
bungen propagiert«, verhält sich ihr zufolge »kirchen-
feindlich« – mit entsprechenden Konsequenzen.

Bei Bewerbungsverfahren können die kirchlichen 
»Loyalitätspflichten« ebenfalls von erheblicher Bedeu-
tung sein. Die katholische Kirche hat für sich festgelegt, 
dass wer aus der Kirche ausgetreten ist, nicht einge-
stellt werden soll. Ungeachtet der Rechtsprechung, die 
die Kirchen in dieser Hinsicht regelmäßig in die Schran-
ken weist, erlassen sie weiterhin derartige Regeln. Dies 
ist ein deutliches Zeichen dafür, dass die Kirchen nicht 
willens sind, sich zu öffnen und das für alle geltende 
Recht anzuerkennen.
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von staatlichen Gerichten vor dem Hintergrund des eu-
ropäischen Schutzrechts überprüft und korrigiert. 

Die Bundesrepublik Deutschland hätte längst han-
deln müssen und den § 9 AGG europarechtskonform 
ausgestalten oder am besten streichen müssen. Das hat 
der Gesetzgeber bislang versäumt. Die kirchlichen 
Sonderregeln führen immer wieder dazu, dass betrof-
fene Beschäftigte wegen privater Entscheidungen ar-
beitsrechtlich belangt werden. Sie sind daher gezwun-
gen, ihre Rechte erst einzuklagen bzw. unzulässige 
Diskriminierung durch ihre Arbeitgeber abzuwehren. 
Der Gesetzgeber muss an dieser Stelle endlich die 
Rechte der Arbeitnehmer*innen stärken und die Diskri-
minierungsprivilegien der Kirchen abschaffen. Die Am-
pelregierung – die eine Überprüfung des kirchlichen 
Sonderrechts angekündigt hat – ist am Zug.

https://lmy.de/tbz 

Mitbestimmung stärken – Betriebsver-
fassungsgesetz für kirchliche Betriebe

Arbeitnehmer*innen in kirchlichen Betrieben leisten 
ihre Arbeit unter den gleichen Voraussetzungen wie 
ihre Kolleg*innen in nicht-kirchlichen Einrichtungen. Es 
herrscht der gleiche Kostendruck, und die Geschäfts-
führungen verhalten sich oft wie andere Arbeitgeber 
auch. Dennoch haben die Beschäftigten bislang nur 
schwächere Möglichkeiten, über die Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedingungen mitzubestimmen. Der Gesetzgeber 
hat es in der Hand, für gleiches Recht zu sorgen. 

Betriebliche Mitbestimmung erfüllt einen wichtigen 
Zweck. Sie soll das Direktionsrecht des Arbeitgebers 
begrenzen und einen sozialen Ausgleich zwischen den 
Interessen der Beschäftigten und des Arbeitgebers er-
möglichen. Der Arbeitgeber organisiert den Betrieb und 

Sonderregelung im AGG
Die beiden großen christlichen Kirchen berufen sich da-
rauf, dass sie als Religionsgemeinschaften das im 
Grundgesetz verbriefte Recht haben, ihre eigenen An-
gelegenheiten selbst zu ordnen und zu verwalten – al-
lerdings in den Schranken des für alle geltenden Rechts 
(vgl. Art. 140 i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV). Die 
bisherige Legitimation im staatlichen Recht bot das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in § 9. Als es 
2006 beschlossen wurde, gelang es den Kirchen, für 
sich eine Sonderregelung zu erreichen. Das AGG hat 
den Zweck, Benachteiligungen aus unterschiedlichen 
Gründen zu verhindern und zu beseitigen. Dazu zählt 
unter anderem die Diskriminierung wegen der Religion. 
Dieses Verbot ungerechtfertigter Diskriminierung gilt al-
lerdings nicht für kirchliche Träger. Für sie ist in § 9 die 
Ausnahme enthalten, nach der sie – sofern es das kirch-
liche Ethos erfordert – Bewerber*innen oder Beschäf-
tigte entgegen der Diskriminierungsverbote im AGG 
unterschiedlich behandeln durften. Wann also zum Bei-
spiel eine bestimmte Konfession als Anstellungsvoraus-
setzung gefordert wurde, durften die Kirchen selbst 
festlegen. Staatliche Gerichte konnten das nicht über-
prüfen.

Das änderte die Rechtsprechung ab 2018. Der Euro-
päische Gerichtshof (EuGH) stellte im Fall Egenberger 
fest, dass § 9 AGG teilweise nicht mehr angewendet 
werden darf, da er gegen europäisches Gleichbehand-
lungsrecht verstößt (RL 2000/78/EG). Zwar dürfen auch 
nach europäischem Recht die Kirchen besondere Anfor-
derungen an Beschäftigte stellen. Allerdings geht das 
nicht mehr pauschal, sondern es muss in Bezug auf die 
konkret ausgeübte bzw. auszuübende Tätigkeit »we-
sentlich, rechtmäßig und gerechtfertigt« sein. Ob diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, kann durch staatliche Ge-
richte überprüft werden. Diese europarechtlichen 
Grundsätze sind national verbindlich. Der EuGH hat sie 
2019 auch bei der sogenannten Chefarzt-Entscheidung 
(Kündigung wegen Wiederheirat) angewendet. Aktuell 
liegt ein weiterer Fall beim Europäischen Gerichtshof: 
Eine Hebamme ist vor Beginn ihrer Tätigkeit in einem 
katholischen Krankenhaus aus der Kirche ausgetreten 
und wurde später mit der Begründung des Kirchenaus-
tritts gekündigt. Die Entscheidungen des EuGH und da-
nach des Bundesarbeitsgerichts stehen noch aus (siehe 
Seite 13).

Gesetzgeber muss handeln
Diese Entwicklungen zeigen: Die Kirchen sind nicht ge-
willt, sich zu liberalisieren. Sie wollen weiterhin zwin-
gend besondere Anforderungen an möglichst viele Be-
schäftigte stellen, wie die katholische Kirche mit der 
Reform ihrer Grundordnung 2022 bewiesen hat und 
wie die evangelische Kirche mit der aktuellen Erarbei-
tung ihrer Mitarbeiter-Richtlinie ebenfalls belegen wird. 
Allerdings ist das so pauschal wie in der Vergangenheit 
rechtlich nicht mehr möglich und wird richtigerweise 

https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/mein-arbeitsplatz/kirchliche-betriebe/++co++b07f6520-45ab-11ee-b5d3-001a4a160100
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Verabschiedung des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 
konnten die Kirchen die immer noch geltende Ausnah-
me für sich durchsetzen. Der Bundestag hat das Gesetz 
seinerzeit beschlossen – er könnte es heute ändern. 

Kirchliche Mitbestimmung:  
schwächer und nicht einheitlich
Statt staatlicher Mitbestimmungsrechte gelten eigene, 
kirchliche Regeln. Sie werden durch die Kirchen be-
schlossen. Allerdings müssen sie innerhalb der Kirchen 
nicht einheitlich angewendet werden. Die Folgen sind 
unterschiedliche Regelungen über die betriebliche Mit-
bestimmung in den verschiedenen kirchlichen Gliede-
rungen. Zugleich entstehen kirchliche Sozial- und Ge-
sundheitskonzerne, die bundesweit tätig sind, mit 
Milliardenumsätzen, Zehntausenden Beschäftigten und 
für die die Territorialgrenzen der Kirchen keine Rolle 
spielen. 

Das kirchliche Mitbestimmungsverfahren fußt auf 
einem anderen Grundsatz als das Betriebsverfassungs-
gesetz, es folgt einem Über-Unter-Verhältnis von Ar-
beitgeber und Interessenvertretung. Beabsichtigt ein 
Arbeitgeber, eine soziale oder organisatorische Maß-
nahme durchzuführen, kann er im kirchlichen Beteili-
gungsverfahren grundsätzlich davon ausgehen, dass er 
sie durchführen können wird. Im Gegensatz dazu muss 
ein Arbeitgeber in weltlichen Betrieben die explizite Zu-
stimmung des Betriebsrats einholen, bevor er handeln 
darf. Das ist ein deutlicher Nachteil für kirchliche Mitar-
beitervertretungen. Es gilt: Reagiert die Mitarbeiterver-
tretung nicht in der gesetzten Frist oder in der vorge-
schriebenen Art und Weise, gilt eine »fiktive 
Zustimmung«. In der Folge kann der Arbeitgeber um-
setzen, was er geplant hat. Ein wirklicher sozialer Aus-
gleich findet in diesem Fall nicht statt, weil der Arbeit-
geber sich nicht mit der Interessenvertretung 
auseinandersetzen muss. Hinzu kommt, dass kirchliche 
Mitarbeitervertretungen weniger Freistellungsmöglich-
keiten haben als Betriebsräte und im Umfang ihrer Fort-
bildungen begrenzt sind. Es ist inakzeptabel, dass zum 
Beispiel in der katholischen Kirche Seminarangebote für 
Mitarbeitervertretungen erst vom Bischof genehmigt 
werden müssen. Das ist in etwa so, als dürfte eine Kon-
zernleitung darüber entscheiden, welche Fortbildungen 
für Betriebsräte in ihrem Unternehmen geeignet sind – 
ein absurder Gedanke.

Je nach Betriebsgröße hat die Mitarbeitervertretung 
weniger Mitglieder als der Betriebsrat, so dass die oft 
anspruchsvolle und umfangreiche Arbeit durch weniger 
Kolleg*innen geleistet werden muss. Und kommt es 
einmal zu Rechtsstreitigkeiten, kann die Mitarbeiterver-
tretung nicht vor ein ordentliches Arbeitsgericht ziehen, 
sondern nur vor ein Kirchengericht. Dieser Unterschied 
ist wesentlich, denn Arbeitgeber müssen sich an Be-
schlüsse des Arbeitsgerichts halten. Anderenfalls kön-
nen Ordnungsgelder verhängt werden, die staatlich 

die Arbeitsabläufe. Er stellt unter anderem ein, kündigt 
oder versetzt. Da er über alle finanziellen und materiel-
len Mittel verfügt und die Beschäftigte lediglich über 
ihre Arbeitskraft verfügen, besteht ein strukturelles Un-
gleichgewicht. Damit dies in einen Ausgleich gebracht 
werden kann, können Arbeitnehmer*innen Interessen-
vertretungen im Betrieb wählen. Sie verfügen über 
rechtlich verbriefte Beteiligungsrechte, die der Arbeitge-
ber berücksichtigen muss, wenn er Maßnahmen im Be-
trieb umsetzen will. 

Während in privaten Betrieben das Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) und in öffentlich-rechtlichen Ein-
richtungen das Personalvertretungsrecht gilt, sind kirch-
liche Betriebe davon ausgenommen. Das Betriebs-

verfassungsgesetz gilt explizit nicht für konfessio-
nelle Einrichtungen (vgl. § 118 Abs. 2 BetrVG). Das war 
nicht immer so. Das 1919 verabschiedete Betriebsräte-
gesetz galt auch für kirchliche Betriebe. Doch bei der 
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der Gesetzgeber hat es in der Hand, die vorhandenen 
gesetzlichen Ausnahmen zu streichen bzw. so anzupas-
sen, dass die rund 1,8 Millionen Beschäftigten in kirch-
lichen Einrichtungen keine kirchlich verordneten Ein-
schränkungen mehr hinnehmen müssen.

»Mitbestimmungsrechte stärken«
Mit diesem Titel hat der ver.di-Kirchenfachrat ein Dis-
kussionspapier veröffentlicht. Es verfolgt mehrere Ziele. 
Es soll einerseits die praktische Vorstellung erleichtern, 
ob und wie gesetzliche Änderungen möglich sind, um 
staatliches Mitbestimmungsrecht in kirchlichen Betrie-
ben zur Anwendung bringen zu können. Daneben er-
läutert es aus gewerkschaftlicher Sicht die Notwendig-
keit, den vergleichsweise eingeschränkten und weniger 
wirksamen Mitbestimmungsmöglichkeiten kirchlicher 
Arbeitnehmer*innen ein Ende zu setzen und normales 
staatliches Recht umzusetzen. Das Diskussionspapier 
stellt auch dar, wie sich das staatliche Recht auf kirch-
liche Besonderheiten im Mitbestimmungsrecht auswir-
ken würde bis hin zur Arbeitsrechtssetzung. 

Gesetzgeber ist am Zug
Seit September läuft der Dialogprozess zum kirchlichen 
Arbeitsrecht, zu dem das Bundesarbeitsministerium ein-
geladen hat. Die bis Januar 2024 stattfindenden Ge-
spräche werden sicher auch das kirchliche Mitbestim-
mungsrecht zum Gegenstand haben, wenngleich der 
Ausgang bzw. die Ergebnisse der Gespräche als offen 
zu betrachten sind. Allerdings hat Bundesarbeitsmini-
ster Hubertus Heil im Mai bei der Betriebsrätekonferenz 
seiner SPD-Bundestagsfraktion eine größere Reform 
des Betriebsverfassungsgesetzes für 2024 angekündigt. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat dafür bereits im 
April 2022 einen umfassenden Reformvorschlag für das 
BetrVG vorgelegt, der auch die Neuregelung zu Guns-
ten der kirchlichen Betriebe umfasst. Es handelt sich um 
eine Neufassung des § 118 BetrVG, die künftig die ex-
plizite Anwendung des BetrVG für kirchliche Einrich-
tungen vorsehen sollte. ver.di fordert zudem, dass min-
destens § 118 Abs. 2 BetrVG gestrichen werden muss, 
damit kirchliche Betriebe nicht mehr gesetzlich ausge-
nommen sind und Betriebsräte gewählt werden kön-
nen. Der Gesetzgeber hat 1952 die heutige Ausnahme 
im BetrVG beschlossen, demzufolge kann er auch die 
Anwendung des BetrVG beschließen. Die Ampelkoaliti-
on hat sich vorgenommen, die betriebliche Mitbestim-
mung zu stärken. Diese Absicht muss auch für kirchlich 
Beschäftigte gelten. Dazu leistet das vorliegende Papier 
einen Diskussionsbeitrag.

vollstreckt werden können. Anders bei Beschlüssen von 
Kirchengerichten: Selbst wenn eine Mitarbeitervertre-
tung vom Gericht Recht bekommt, sich der Arbeitgeber 
aber nicht an den Beschluss hält, kann die Einhaltung 
bzw. Umsetzung nicht durchgesetzt werden. Der Ar-
beitgeber kann sich freiwillig unterwerfen – oder es 
sein lassen.

Gewerkschaften außen vor
Ein wesentlicher Bestandteil der Betriebsverfassung in 
Deutschland sind die Rechte von Gewerkschaften. Je-
doch kommt in den kirchlichen Regelungen nicht ein-
mal das Wort Gewerkschaft vor, geschweige denn, 
dass Gewerkschaften wie im Betriebsverfassungsgesetz 
verbriefte Rechte hätten. Gewerkschaften werden auf 
diese Weise systematisch aus der kirchlichen betrieb-
lichen Mitbestimmung herausgehalten. Das schwächt 
die Position der Beschäftigten erheblich. 

SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP haben sich in 
ihrem Koalitionsvertrag vorgenommen, die Mitbestim-
mung zu stärken. Dafür soll das Betriebsverfassungsge-
setz reformiert werden. Die Gewerkschaften machen 
konkrete Vorschläge, wie sich die Mitbestimmung zu 
Gunsten der abhängig Beschäftigten in Zeiten von 
Transformation der Arbeit, Krisen und einer globalisier-
ten Unternehmenswelt verändern muss. Dazu gehört 
die Einbeziehung kirchlicher Betriebe. § 118 Betriebs-
verfassungsgesetz sollte neu gefasst werden und die 
explizite Anwendung des Gesetzes für konfessionelle 
Einrichtungen regeln. Mindestens sollte § 118 Abs. 2 
BetrVG gestrichen werden. Es ist Zeit, dass der Gesetz-
geber die Mitbestimmungsrechte der kirchlich Beschäf-
tigten stärkt.
https://lmy.de/vGc

Diskussionspapier –  
Mitbestimmungsrechte neu denken

Staatliches Arbeitsrecht gilt grundsätzlich auch in kirch-
lichen Einrichtungen. Daneben gibt es einige Besonder-
heiten, die als Grundlage eigene kirchliche Regelungen 
haben. Hinzu kommen auch gesetzliche Ausnahme- 
oder Sonderregelungen zu Gunsten kirchlicher Arbeit-
geber, die der Gesetzgeber verantwortet. Dazu zählen 
Ausnahmen in der betrieblichen und unternehme-
rischen Mitbestimmung. Die staatlichen Standards der 
Interessenvertretungen gelten nicht für kirchlich Be-
schäftigte, weil die vorhandenen Gesetze kirchliche Ein-
richtungen ausnehmen. Sie gelten nicht für kirchliche 
Betriebe bzw. Unternehmen. Stattdessen gelten kirch-
lich gemachte Regelungen für die Mitbestimmung, zum 
Beispiel über Arbeitsbedingungen im Betrieb. Einen An-
spruch der Beschäftigten auf Mitbestimmung auf der 
unternehmerischen Ebene gibt es bislang nicht im 
kirchlichen Bereich. Doch das ließe sich ändern, denn 

https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/mein-arbeitsplatz/kirchliche-betriebe/++co++a947b378-2a0a-11ee-b9da-001a4a160116
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Online erhältlich
Das Diskussionspapier kann als PDF von der ver.di-
Homepage heruntergeladen werden unter
https://lmy.de/Kux 

Der Reformvorschlag des DGB »Betriebliche Mitbestim-
mung modernisieren« ist hier als PDF erhältlich  
https://lmy.de/oLF

ver.di Bundeskongress 2023 – 
Arbeitnehmer*innenrechte  
ausnahmslos stärken
Die Gewerkschaft ver.di ist eine Arbeitnehmer*innen-
organisation, die durch ihre Mitglieder getragen wird 
und demokratisch aufgebaut ist. Das gilt sowohl zum 
Beispiel hinsichtlich der Entscheidungen in der Tarifar-
beit, als auch für die eigene inhaltliche Ausrichtung der 
gewerkschaftspolitischen Arbeit. Die ver.di-Mitglieder 
in den Betrieben wählen alle vier Jahre Vertrauensleute 
und Vorstände, vom Betrieb bis hin zur betriebs- und 
landesübergreifenden Ebene. Die Wahlen finden in Mit-
gliederversammlungen und Konferenzen statt, die ört-
lich beginnen, regional sich fortsetzen und mit der 
Wahl der höchsten Gremien zwischen den Konferenzen 
enden: dem Gewerkschaftsrat aus ehrenamtlichen Kol-
leginnen und Kollegen sowie dem Bundesvorstand. 
Neben den Wahlen sind Beschlüsse ein weiterer wich-
tiger Aspekt der Organisationswahlen, die auf Grundla-
ge von Anträgen von Mitgliedern und Vorständen an 
die jeweiligen Versammlungen oder Konferenzen ein-
gebracht werden. Sie bestimmen unter anderem die 
gewerkschafts-, betriebs-, tarif-, gesellschafts- oder 
friedenspolitische Ausrichtung der ver.di grundsätzlich 
oder für die kommenden vier Jahre. Sie werden ab-
schließend im höchsten Organ beraten, dem alle vier 
Jahre stattfindenden ver.di-Bundeskongress mit mehr 
als 1.000 Delegiert*innen. Der Kongress hat im Sep-
tember 2023 auch über den Antrag »Kirchliches Ar-
beitsrecht ist kein Muss! Arbeitnehmer*innenrechte in 
kirchlichen Betrieben ausnahmslos stärken« beraten 
und ihn mit einzelnen Gegenstimmen beschlossen. Alle 
Anträge und Beschlüsse des Bundeskongresses sind 
hier nachzulesen: https://lmy.de/ouV 

Abstimmung über die ver.di-Arbeit der nächsten Jahre: Delegierte beim Bundeskongress 2023 in Berlin

https://www.dgb.de/themen/++co++21a2fa9a-b4bd-11ec-9da2-001a4a160123
https://www.dgb.de/themen/++co++21a2fa9a-b4bd-11ec-9da2-001a4a160123
 http://www.verdi-das-bunte-haus.de 
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 Abschaffung der Ausnahmen aus dem staat-
lichen Mitbestimmungsrecht im Betrieb und 
Unternehmen (u.a. Anwendung BetrVG und 
Mitbestimmungsgesetz zur Unternehmens- 
mitbestimmung)

 Abschaffung gesetzlicher Sonderregelungen zu 
Gunsten der kirchlichen Arbeitsrechtssetzung, 
wie z.B. im Arbeitnehmerentsendegesetz, mit 
deren Hilfe die kirchlichen Arbeitgeber die Er-
streckung eines Tarifvertrags auf die ganze Al-
tenpflegebranche verhindert haben

 Abschaffung der rechtlichen Gleichstellung 
kirchlicher Arbeitsvertragsrichtlinien mit Tarif-
verträgen, z.B. im Arbeitszeitgesetz

ver.di setzt sich konsequent für gute Lohn- und 
Arbeitsbedingungen in kirchlichen Betrieben ein: 

 Mit gezielter und verstärkter Einbeziehung 
kirchlich Beschäftigter, wenn möglich bis hin zu 
Partizipationsstreiks, z.B. in den Tarifrunden 
des öffentlichen Dienstes, 

 Demokratischer Willensbildung und Gestaltung 
per Tarifvertrag,

 Verbindlichen Regelungen in Tarifverträgen, 
denn anders als kirchliche Arbeitsvertragsricht-
linien haben sie unmittelbare und zwingende 
Wirkung,

 Der Stärkung einer ausnahmslosen Tarifpartner-
schaft mit kirchlichen Arbeitgebern statt einer 
kirchlichen Arbeitsrechtssetzung, die Beschätig-
tengrundrechte z.B. durch ein kirchliches Streik-
verbot einzuschränken versucht

Arbeitgeber bei Kirchen, Diakonie und Caritas 
haben eine Vielzahl gesetzlicher Privilegien im  
Arbeitsrecht. Die Nutzung dieser Privilegien ver-
schafft ihnen Wettbewerbsvorteile auf Kosten der 
Rechte sowie der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
der abhängig Beschäftigten. Grundlage dafür ist 
eine von den Kirchen geschaffene und bislang 
staatlich tolerierte Nebenrechtsordnung im Ar-
beitsrecht, die abzuschaffen ist. Der Koalitions-
vertrag von SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP 
eröffnet dafür neue Chancen.

ver.di fordert vom Gesetzgeber die ausnahmslose 
Stärkung der Rechte kirchlich Beschäftigter. Die 
verfassungsrechtlichen Schranken für die Anerken-
nung einer Angelegenheit als eigene Angelegen-
heit der Kirchen sind durch den staatlichen Ge-
setzgeber eng zu fassen. Einer einseitigen Aus- 
dehnung des Verständnisses einer Angelegenheit 
als eigene Angelegenheit durch die Kirchen wie in 
den vergangenen 70 Jahren ist entschieden entge-
genzuwirken. 

ver.di setzt sich gegenüber dem Gesetzgeber, aber 
auch insgesamt politisch wie rechtlich dafür ein, 
die Arbeitnehmer*innenrechte in kirchlichen Be-
trieben insbesondere durch folgende gesetzliche 
Änderungen zu stärken: 

 Abschaffung kirchlicher Diskriminierungsprivile-
gien, z.B. im Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (u.a. Kündigung nach Kirchenaustritt)

6. ver.di-Bundeskongress, Berlin, 17.09.2023-22.09.2023

Antrag A 120 (beschlossen)

Kirchliches Arbeitsrecht ist kein Muss!  
Arbeitnehmer*innenrechte in kirchlichen Betrieben ausnahmslos stärken
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Die Hebamme Sandra Eltzner hat in einem Cari-
tas-Krankenhaus gearbeitet und wurde gekün-
digt, weil sie vor Beginn des Arbeitsverhältnisses 
aus der katholischen Kirche ausgetreten war. Ihre 
Klage dagegen liegt derzeit beim Europäischen 
Gerichtshof.

Sie wehren sich vor Gericht gegen Ihre Kündigung 
durch einen katholischen Krankenhausträger. Wie ist es 
dazu gekommen?

Ich hatte 20 Jahre als Hebamme in dem Haus gearbei-
tet – von 1994 bis 2014. Dann habe ich mich selbst-
ständig gemacht. Zu dieser Zeit bin ich aus der katho-
lischen Kirche ausgetreten. Als ich nach fünf Jahren 
Selbstständigkeit wieder als Festangestellte arbeiten 
wollte, habe ich bei meinem alten Arbeitgeber nach-
gefragt. Wie alle Krankenhäuser hat er Hebammen  
gesucht und mich sofort eingestellt. 
 
Nach meiner Religion hat niemand gefragt. Im  
Personalfragebogen habe ich wahrheitsgemäß ange-
geben, dass ich seit 2014 keine Religionszugehörigkeit 
mehr habe. Nachdem ich bereits einen Monat gearbei-

Caritas-Krankenhaus kündigt Hebamme wegen Kirchenaustritts

»Ich bin nicht kirchenfeindlich« 

Foto:privat

tet hatte, musste ich plötzlich zum Personalchef. Der 
sagte, ich hätte zwei Möglichkeiten: Entweder ich trete 
wieder in die katholische Kirche ein oder ich werde  
gekündigt. 

Warum haben Sie es sich nicht einfach gemacht und 
sind wieder in die katholische Kirche eingetreten?

Ich will mich nicht erpressen lassen. Ich habe die katho-
lische Religion mit in die Wiege gelegt bekommen und 
bin immer noch religiös. Aber ich will kein Teil dieser 
Kirche mehr sein. Ich hatte ein tolles Gespräch mit dem 
Pfarrer des Hauses, der der Geschäftsleitung schrieb, es 
wäre schade, wenn das Hospital eine solch religiös ein-
gestellte Mitarbeiterin verlieren würde. Dennoch wurde 
ich kurz vor Ende der Probezeit gekündigt – angeblich 
eine Probezeitkündigung, tatsächlich aber eine Kündi-
gung wegen der fehlenden Kirchenzugehörigkeit. Nur 
darum ging es auch bei der Anhörung der Mitarbeiter-
vertretung. 

Ihren – lange vor der Einstellung erfolgten – Austritt 
aus der katholischen Kirche wertet der Arbeitgeber als 
»kirchenfeindliches Verhalten«. Können Sie das nach-
vollziehen?

Ich bin ganz und gar nicht kirchenfeindlich. Jeder hat 
doch das Recht, in die Kirche ein- und auch wieder 
auszutreten. Das ist meine persönliche Entscheidung. 
Deshalb rede ich die Kirche noch lange nicht schlecht 
oder verhalte mich »kirchenfeindlich«. Auch nach 
meinem Austritt 2014 bin ich nicht herumgelaufen und 
habe allen erzählt, dass ich wegen der Missbrauchsfälle 
und dem Umgang der Kirche damit ausgetreten bin. 
Erst wegen der Kündigung bin ich gezwungen, das zu 
erklären. Als Hebammen beschützen wir Mutter und 
Kind. Ein kleiner Teil unserer Arbeit ist es, darauf zu 
achten, dass das Kindeswohl nicht gefährdet wird. Vor 
diesem Hintergrund kann ich es nicht akzeptieren, dass 
Kirchenleute Kinder missbrauchen und dafür nicht be-
straft werden. Das ist für mich nicht christlich. Ich 
möchte kein Teil davon sein.

Das Landesarbeitsgericht Hamm hat Ihre Kündigungs-
schutzklage mit der Behauptung zurückgewiesen, das 
Verbot des Kirchenaustritts sei eine »gerechtfertigte 
berufliche Anforderung«. 

Mein Beruf als Hebamme hat mit der Religion nichts zu 
tun. In schwierigen Situationen stehe ich den Eltern bei 
– völlig egal, welche Religion sie haben. Ich sehe keinen 
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Bei dem Gerichtsprozess geht es schon lange nicht 
mehr nur um mich. Am Anfang fand ich das nur unge-
recht und wollte mir das nicht gefallen lassen. Inzwi-
schen streite ich nicht mehr nur für mich, sondern für 
ganz viele andere. Es geht mir darum, dass die Men-
schen gleichbehandelt werden – unabhängig von ihrer 
Religion. Wenn ich ein Urteil erreichen könnte, das 
dazu beiträgt, würde ich mich freuen.

 

Zusammenhang zwischen meiner fachlichen Arbeit und 
der Religion. Übrigens arbeiten auch andere konfessi-
onslose Hebammen in dem Haus. Der Arbeitgeber ar-
gumentiert, anders als meine atheistische Kollegin 
hätte ich mich bewusst dagegen entschieden. Dabei 
lehne ich mich nicht gegen die Kirche auf, sondern 
habe für mich persönlich eine Entscheidung getroffen. 
Ich bin weiterhin gläubig, nur bin ich nicht mehr Teil 
dieser Kirche. Und unabhängig davon, was ich glaube 
und was nicht, ist diese Ungleichbehandlung nicht ge-
rechtfertigt. Alle Menschen müssen unabhängig von 
ihrem Glauben gleichbehandelt werden.

Warum tun Sie sich einen jahrelangen Rechtsstreit an?

Ich finde das Vorgehen des Arbeitgebers einfach unge-
recht. Religionszugehörigkeit hat mit Fachkompetenz 
rein gar nichts zu tun. Punkt. Da darf die Kirche nicht 
irgendwelche Sonderregeln haben. Es ist vielleicht ge-
rechtfertigt, dass ein Religionslehrer, der den Glauben 
vermitteln soll, der Kirche angehört. Aber ich als Heb-
amme? Ich zeige den Frauen, wie sie während der Ge-
burt am besten atmen, ihre Körperposition verändern, 
danach das Kind stillen oder Rückbildungsübungen ma-
chen. Der Glaube ist nicht mein Job.

Ordern beim KellnerVerlag
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rung nachhaltig für unser gemeinsames gewerkschaft-
liches Engagement in der Stadtmission sein wird.

Wir waren erfolgreich
Die Kolleg*innen sind mit unserem Tarifergebnis durch-
weg zufrieden und haben positive Rückmeldungen ge-
geben. Die Mobilisierung für gemeinsame Aktivitäten 
war viel schneller und besser als noch in zurücklie-
genden Tarifrunden, da haben wir zunehmend mehr 
Übung und sind aufeinander eingespielt. Der Arbeitge-
ber hat von vornherein bessere Angebote vorgelegt, als 
es sonst der Fall war. Ein Grund dafür dürfte sein, dass 
immer mehr Kolleg*innen in der Stadtmission zeigen, 
dass die Tarifrunde ihre Sache ist und sie Erwartungen 
an den Arbeitgeber haben. Ein weiterer Grund dürfte 
sein, dass die Tarifergebnisse im öffentlichen Dienst 
und bei den Universitätskliniken Baden-Württemberg 
ebenfalls Handlungsdruck ausgelöst haben. Jedenfalls 
haben unsere verhandelnden Kolleg*innen wesentliche 
Verbesserungen erreichen können, weil sie mit einem 
gestärkten Rücken auf Augenhöhe mit den Arbeitge-
bern verhandeln konnten. 

Wermutstropfen 
Leider ist es uns nicht gelungen, die Inflationsaus-
gleichsprämie von der eigentlichen Tabellenerhöhung 
getrennt zu vereinbaren. Sie wird jetzt gestückelt als 
»Erhöhung« bis Februar 2024 ausgezahlt (nicht tabel-
lenwirksam). Das macht den meisten Kolleg*innen aber 
viel weniger aus, als wir befürchtet hatten. Als ver.di-
Betriebsgruppe wünschen wir uns und arbeiten auch 
dafür, dass sich noch mehr Kolleg*innen in ver.di orga-
nisieren. Viele Kolleg*innen sind zwar unseren Aufrufen 
zu Aktionen gefolgt, haben sich beteiligt und auch ge-
merkt, dass das nicht mehr wie früher von den Einrich-
tungsleitungen sanktioniert wird. Allerdings könnten 
wir noch mehr gemeinsam erreichen, wenn noch mehr 
sich auch unserer ver.di anschließen und Mitglied wer-
den. Wir nehmen uns dieser Aufgabe gern an und wer-
den in den nächsten Monaten mit unseren Kolleg*in-
nen darüber konkret sprechen – mit unserem guten 
Ergebnis als Rückenwind!

ver.di-Betriebsgruppe Stadtmission Heidelberg

Seit 2015 gilt ein Tarifvertrag für die rund 1.700 Be-
schäftigten bei der Stadtmission Heidelberg. Im Som-
mer stand die nächste Tarifrunde an, die aus Sicht der 
ver.di-Mitglieder ihren Schwerpunkt auf das Entgelt 
legen sollte. Anders als aktuell vielerorts verliefen die 
Verhandlungen überraschend kurz und knackig. 

Vernetzung und Einbeziehung 
Unsere ver.di-Betriebsgruppe in der Stadtmission hatte 
sich früh der anspruchsvollen Aufgabe gestellt, zügig 
alles so zu organisieren, dass eine tragfähige Forderung 
diskutiert und aufgestellt werden kann. Doch die beste 
Forderung nützt nichts, wenn wir nicht Kolleg*innen 
haben, die sie mittragen und sich gemeinsam dafür ein-
setzen. Aus diesem Grunde haben wir begleitend be-
triebliche Aktionen für die Verhandlungstage geplant 
und vorbereitet. Eine wesentliche Grundlage haben wir 
durch mehrere Besuche und viele Einzelgespräche mit 
Kolleg*innen in den verschiedenen Einrichtungen er-
reicht. Es ist uns gelungen, eine effektive Gruppe von 
Tarifbotschafter*innen zu bilden, um die Verhandlungs-
tage gut begleiten zu können. Tarifbotschafter*innen 
erfüllen eine wichtige Aufgabe: Sie sind der direkte 
Draht in die Teams bzw. Arbeitsbereiche während der 
Tarifverhandlungen. So ist stets eine unmittelbare Ver-
bindung zwischen den Kolleg*innen, die verhandeln, 
und den Teams gewährleistet. 

Betroffene werden zu Beteiligten
Wir hatten für den ersten Verhandlungstermin alle 
Kolleg*innen aufgerufen, zum Verhandlungsort zu 
kommen, um dort eine Menschenkette zu bilden, und 
es kamen richtig viele Kolleg*innen! Die Arbeitgeber-
vertreter*innen waren überrascht und beeindruckt. Das 
hat unserer ver.di-Verhandlungskommission kräftig den 
Rücken gestärkt. Offen war, ob wir diesen Auftritt 
noch toppen könnten. Aber am zweiten und dritten 
Verhandlungstag sind nicht nur noch mehr Kolleg*in-
nen dazugekommen, sondern wir haben mit Transpa-
renten und Plakaten sowie lautstark unseren Forde-
rungen gut sicht- und hörbar Nachdruck verleihen 
können. Die Energie und der Schwung der Kolleg*in-
nen waren von Mal zu Mal größer, es beteiligten  
sich aus verschiedenen Einrichtungen immer mehr 
Kolleg*innen. Anfangs überwogen noch Vorsicht oder 
Neugier, doch von unserem gemeinsamen Engagement 
und der guten Laune ließen sich letztlich alle anste-
cken. Insbesondere das Erlebnis, in einer so großen 
Gruppe füreinander einzustehen und zusammen den 
Arbeitgeber zu beeindrucken, war für viele ungewohnt 
und positiv intensiv. Wir hoffen sehr, dass diese Erfah-

Tarifrunde in der Stadtmission Heidelberg

»Kurz und knackig«
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laut Offerte hingegen zum 1. Mai 2024 und 2025 le-
diglich 4,2 bzw. 4,0 Prozent sein. Hinzu kommen einige 
Verbesserungen in der Struktur der Tabellenentgelte 
und der Eingruppierung für einzelne Berufsgruppen, 
insbesondere für Pflegekräfte. Das seien zwar richtige 
und überfällige Schritte, erklärt Klausing. Sie rechtfer-
tigten aber nicht, dass alle Beschäftigten von der allge-
meinen Lohnentwicklung abgekoppelt werden sollen. 
»Das können sich weder die Beschäftigten noch die 
Einrichtungen leisten«, betont die Gewerkschafterin.

Neben höheren Löhnen fordern die Kolleg*innen 
die Verkürzung der Wochenarbeitszeit bei vollem Lohn-
ausgleich, Entlastung durch einen weiteren Urlaubstag 
sowie zwei freie Tage für ver.di-Mitglieder. Aufgestellt 
hatte die ver.di-Tarifkommission diese Forderungen auf 
Grundlage einer Befragung, an der sich innerhalb von 
nur vier Wochen mehr als 2.000 Beschäftigte beteilig-
ten. »Die Kolleginnen und Kollegen haben großes Inte-
resse an der Tarifrunde«, berichtet Klausing. »Das zeigt 
sich auch darin, dass sich 180 Tarifbotschafter*in-nen 
gemeldet und Etliche bei Foto-Aktionen mitgemacht 
haben.« Die vielen Fotos, mit denen Beschäftigte vor 
ihren Einrichtungen Gesicht für die ver.di-Forderungen 

Kein Ergebnis bei den Tarifverhandlungen für die gut 
40.000 Beschäftigten der Diakonie Niedersachsen: Am 
21. September ließ der Diakonische Dienstgeberver-
band die Verhandlungen nach 14 Stunden nachts um 
halb eins vorerst platzen. Lediglich eine Inflationsaus-
gleichprämie von 1.000 Euro soll im Dezember ausge-
zahlt werden. »Gelinde gesagt wundern wir uns«, sagt 
ver.di-Verhandlungsführerin Annette Klausing. »Alle Be-
triebe in der Sozial- und Gesundheitsbranche sprechen 
vom Fachkräftemangel und versuchen wenigstens, mit 
guten Lohnsteigerungen die Beschäftigten zu halten 
und neue zu finden. Nur die Diakonie Niedersachen 
lässt sich Zeit und hofft auf die Geduld ihrer Beschäf-
tigten. Das könnte eine gewaltige Fehleinschätzung 
sein – Wertschätzung sieht anders aus.«

Kern des Konflikts ist die ver.di-Forderung nach 
10,5 Prozent, mindestens 500 Euro monatlich mehr. 
Das Arbeitgeberangebot liegt nicht nur weit darunter, 
sondern auch deutlich unter dem Tarifabschluss im öf-
fentlichen Dienst, der im gesamten Gesundheits- und 
Sozialwesen als Maßstab gilt. Bei Bund und Kommunen 
werden die Löhne um durchschnittlich 11,5 Prozent an-
gehoben. In der niedersächsischen Diakonie sollen es 

Das Tarifergebnis im Überblick:

Zeitpunkt Arbeitnehmer*innen
(Vollzeit/Teilzeit jeweils anteilig)

Auszubildende, 
Praktikant*innen
(Vollzeit/Teilzeit jeweils anteilig)

ab 1. Juli 2023
bis 28. Februar 2024
(außer Dezember 2023)

7 x 200 Euro/Monat
Inflationsausgleichszahlung

ab 1. Juli 2023
bis 30. April 2024
(außer Dezember 2023)

9 x 115 Euro/Monat
Inflationsausgleichszahlung

Dezember 2023 1600 Euro 
Inflationsausgleichszahlung

460 Euro 
Inflationsausgleichszahlung

ab 1. März 2024 100 Euro plus 5,5 Prozent/Monat,
die Entgeltgruppen 2 und 3 erhalten 
zusätzlich 60 Euro/Monat,
Pflegekräfte erhalten zusätzlich eine 
dynamische Pflegezulage von 100 
Euro/Monat

ab 1. Mai 2024 150 Euro/Monat

Tarifverhandlungen in der Diakonie Niedersachsen

Unverständliches Zeitspiel
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zeigten, haben auf die Arbeitgeber zwar sichtlich Ein-
druck gemacht. Dies reicht aber offensichtlich nicht, sie 
zu weitergehenden Zugeständnissen zu bewegen. »In 
den nächsten Wochen sollte deutlich werden, dass sich 

Kolleg*innen des Bischof-Lilje-Zentrums in Osnabrück machen mit einer Foto-Aktion deutlich, dass sie 
hinter den ver.di-Tarifforderungen stehen.                                                                        Foto: Holger Nitschke

Die Beschäftigten der Evangelischen Jugendhilfe Osnabrück zeigen, was sie von den Arbeitgebern  
erwarten.                                                                                                                              Foto: Michael Rump

die Beschäftigten nicht mit den angebotenen Lohner-
höhungen abspeisen lassen«, erklärt Klausing. »Was 
wir bei den Verhandlungen erreichen, hängt vom Druck 
aus den Betrieben ab. Auf geht‘s!«
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Reform der Arbeitszeit und gute Entgelterhöhungen 

Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie
Im Kirchlichen Tarifvertrag Diakonie (KTD) konnte ver.di 
sowohl eine Aufwertung der Pflege- und Sozialberufe 
als auch die Abkehr von der Jahresarbeitszeit durchset-
zen. Damit liegt der Tarifvertrag, der derzeit für rund 
25.000 Beschäftigte in Schleswig-Holstein und Ham-
burg gilt, in großen Teilen auch oberhalb des Tarifver-
trags für den öffentlichen Dienst.

Im KTD gilt ab dem 1. Januar 2024 eine Wochenar-
beitszeit von 39 Stunden mit einem Vorwegabzug der 
Feiertage und Vorfesttage. Sofern der 24. Dezember, 
der 31. Dezember sowie die gesetzlichen Feiertage auf 
einen Werktag fallen, reduziert sich die monatliche Soll-
arbeitszeit für alle Beschäftigten um die tägliche durch-
schnittliche Arbeitszeit der Beschäftigten. Es sei denn, 
die Arbeitnehmer*in hat an diesem Tag regelmäßig 
nicht zu arbeiten. Bislang galt eine Jahresarbeitszeit von 
2020 Stunden, wobei es keinen Vorwegabzug gab und 
es nun auch klare Überstundenregelungen gibt. Bei den 
Überstundenzuschlägen erfolgt eine Angleichung von 

Voll- und Teilzeitbeschäftigten. Überstunden werden 
künftig nach jeweils sechs Monaten mit Überstunden-
zuschlägen von 17,5 Prozent für alle, also sowohl Teil-
zeit- als auch Vollzeitmitarbeitende, vergütet. Nach 22 
Jahren konnte ver.di damit endlich die Abschaffung der 
für die Beschäftigten unvorteilhaften Jahresarbeitszeit 
erreichen. 

Ebenfalls zum 1. Januar 2024 konnte ver.di gegenü-
ber dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstel-
lungsträger in Norddeutschland (vkda) eine Tabellen-
steigerung von 10 Prozent durchsetzen. Außerdem 
haben ver.di und vkda zum 1. Januar 2025 durch eine 
bessere Eingruppierung eine sichtbare Aufwertung der 
Pflege- und Sozialberufe vereinbart. Die Tabellen wer-
den dann um 2 Prozent erhöht. 

Folgende Beispiele verdeutlichen, was die Tarifeinigung 
für einzelne Beschäftigungsgruppen bedeutet (jeweils 
Stufe 3, nach 7 Beschäftigungsjahren):

Eine Pflegefachkraft in der Altenpflege profi-
tiert durch die linearen Entgelterhöhungen und 
die zum 1. Januar 2025 erfolgende Höhergrup-
pierung mit einem Plus von 15,49 Prozent bzw. 
554 Euro gegenüber dem aktuellen Stand. Pfle-
gefachkräfte und Ergotherapeut*innen sind 
dann in der EP 8 eingruppiert.

Eine Pflegefachkraft im Krankenhaus profitiert 
durch die linearen Entgelterhöhungen und die 
zum 1. Januar 2025 erfolgende Höhergruppie-
rung mit einem Plus von 19,01 Prozent bzw. 664 
Euro gegenüber dem aktuellen Stand. Pflege-
fachkräfte und Ergotherapeut*innen sind dann 
in der EK 8 eingruppiert.

Entsprechendes gilt auch für Gesundheits- und 
Pflegeassistent*innen, deren Vergütung in  
diesem Zeitraum um 17,94 Prozent bzw.  
549 Euro gegenüber dem aktuellen Stand 
steigt. Gesundheits- und Pflegeassistent*innen, 

Altenpflegehelfer*innen und Gesundheits-  
und Krankenpflegehelfer*innen sind ab 2025 in 
der EP 5 eingruppiert. Pflegehelfer*innen ohne 
Ausbildung kommen in die neue EP 3b (mit 
Aufstiegsmöglichkeit in die EP 4). Angelernte 
Pflegehelfer*innen erhalten in diesem Zeitraum 
eine Steigerung um 20,02 Prozent bzw. 548 
Euro.

Alle, die bislang in der ES 7 sind, wie beispiels-
weise Erzieher*innen, Heilerzieher*innen,  
Heilerziehungspfleger*innen, Fachkräfte für  
Arbeits- und Berufsförderung, Ergothera-
peut*innen, Logopäd*innen, Physiothera-
peut*innen oder Pflegefachkräfte werden in 
die ES 8 eingruppiert. Ein*e Erzieher*in profi-
tiert durch die linearen Entgelterhöhungen und 
die zum 1. Januar 2025 erfolgende Höhergrup-
pierung insgesamt von einem Plus von 18,08 
Prozent bzw. 642 Euro gegenüber dem aktu-
ellen Stand.
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Nordkirche

Weiteres Diakonisches Werk wird Tarifpartner
Der Trend zu höherer Tarifbindung innerhalb der kirch-
lichen Arbeitgeber in der Nordkirche setzt sich in 
Schleswig-Holstein fort. Mit dem Diakonischen Werk 
Altholstein kommt ein großer diakonischer Arbeitgeber 
in die Tarifbindung des Kirchlichen Tarifvertrages Diako-
nie (KTD). Bisher hat das Diakonische Werk Altholstein 
seine Arbeitsrechtsetzung einseitig durchgeführt, auf 
dem so genannten Ersten Weg. Der Arbeitgeber hat 
demnach Lohn- und Arbeitsbedingungen ausschließlich 
per Arbeitsvertrag geregelt statt kirchlicher Regelungen 
oder durch unmittelbare Geltung eines Tarifvertrags. 

Das hat dem von der Kirche konstruierten Begriff 
»kirchengemäßer“ Arbeitsbedingungen seit geraumer 
Zeit nicht mehr Genüge getan. Aber auch weltliche 
Rahmenbedingungen wie das Gesetz zur Weiterent-
wicklung der Gesundheitsversorgung (GVWG) haben 
ihre Wirkung gezeigt. Offenbar hat die darin verankerte 

»Tariflohnpflicht« in der Altenpflege zu einem Umden-
ken in der Führung des Diakonischen Werks Altholstein 
beigetragen. ver.di ist es nun gelungen, den Träger in 
den Geltungsbereich des KTD zu holen. Somit findet 
auch der oben beschriebene Tarifabschluss für die mehr 
als 1.000 Beschäftigten in Altholstein Umsetzung. 

Noch immer sind diakonische Arbeitgeber in Schles-
wig-Holstein und Hamburg vorhanden, die weder Tarif-
verträge noch kirchliche Arbeitsvertragsrichtlinien an-
wenden und zum Teil weit nach unten abweichen. Sie 
wenden damit nicht »kirchengemäße« Arbeitsbedin-
gungen an, allerdings lässt sie das Diakonische Werk 
Schleswig-Holstein als Landesverband gewähren. Es 
wäre seine Aufgabe, die eigenen Mitglieder auf ihre 
Pflichten hinzuweisen und die eigenen kirchlichen Vor-
gaben durchzusetzen. Umso wichtiger ist es, dass das 
Diakonische Werk Altholstein jetzt tarifgebunden ist. 

Christian Wölm

Tarifabschluss in der diakonischen Altenhilfe Hessen

»Da entwickelt sich was«  
die Beine gestellt haben«, kommentierte der MAV-Vor-
sitzende Sebastian Perels die Kundgebung, zu der auch 
Kolleg*innen aus Südhessen angereist waren. Früher, 
auf dem kirchlichen »Dritten Weg«, sei das Engage-
ment der Beschäftigten nicht gefragt gewesen. »Da 
wurde irgendwann aus dem Nichts heraus ein Ergebnis 
verkündet. Jetzt sind wir so dicht an den Verhand-
lungen wie noch nie«, erklärte Sebastian Perels. Als 
Mitglied der ver.di-Verhandlungskommission versuche 
er, möglichst große Transparenz zu schaffen. »Wir dis-
kutieren über unsere Forderungen und berichten, wie 
sich der Arbeitgeber dazu verhält, so dass alle auf dem 
Laufenden sind. Die Kolleginnen und Kollegen werden 
einbezogen und merken zunehmend, dass sich ihr En-
gagement lohnt. Da entwickelt sich was!«

Die erste reguläre Tarifverhandlung in der diakonischen 
Altenhilfe Hessen ist erfolgreich abgeschlossen. Eine 
deutliche Mehrheit der ver.di-Mitglieder akzeptierte in 
einer Befragung den am 26. Juli erzielten Kompromiss. 
Demnach werden die Gehälter der rund 1.700 Beschäf-
tigten bis April 2025 in drei Schritten um insgesamt 
zwischen 10,9 und 14,3 Prozent angehoben. Hinzu 
kommen eine steuerfreie Inflationsausgleichsprämie 
von insgesamt 3.000 Euro sowie eine Bonuszahlung für 
ver.di-Mitglieder von 200 Euro. Von diesen hatten sich 
viele aktiv für ein gutes Ergebnis eingesetzt. So bei 
einer Protestaktion am 22. Juni im nordhessischen 
Eschwege, bei der Unterschriften von mehr als 550 Be-
schäftigten für die Gewerkschaftsforderungen überge-
ben wurden. »Ich bin seit 25 Jahren im Betrieb und es 
ist das erste Mal, dass wir eine solche Protestaktion auf 

Sophien- und Hufelandklinikum Weimar

Organisieren für den Tarifvertrag 
Erst war die Resonanz gering. Bei einer schriftlichen Be-
fragung am Sophien- und Hufelandklinikum Weimar im 
Mai erklärte zwar die große Mehrheit, sich für eine hö-
here Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen ein-
setzen zu wollen. Doch lediglich 88 der rund 850 Be-
schäftigten des größten konfessionellen Krankenhauses 

in Thüringen hatten die Fragebögen ausgefüllt. »Tarif-
vertrag – anscheinend noch nicht«, hieß es deshalb in 
einem ver.di-Flugblatt. Denn gute Tarifverträge gibt es 
nur, wenn sich die Betroffenen aktiv dafür einsetzen. 

»Nachdem wir das Flugblatt verteilt hatten, erhielt 
ich plötzlich viele Anrufe«, sagt der ver.di-Sekretär 
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Hannes Gottschalk. »Die einhellige Botschaft: Wir wol-
len uns auf den Weg machen.« Und das taten die 
Kolleg*innen dann auch. Sie vereinbarten, dass ver.di 
den Arbeitgeber zu Tarifverhandlungen auffordert, so-
bald sich die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder auf 250 
verzehnfacht habe. Systematisch gingen die Aktiven 
durch die Stationen und Bereiche und leisteten Über-
zeugungsarbeit. »Viele hatten Bedenken. Manche 
dachten, sie dürften als kirchlich Beschäftigte nicht in 
der Gewerkschaft sein«, berichtet eine Fachkranken-
pflegerin. »Wir haben immer wieder erklärt, dass das 
ein Grundrecht ist und dass wir gemeinsam etwas er-
reichen können.«

Vorbild ist unter anderem das Robert-Koch-Kran-
kenhaus im 20 Kilometer entfernten Apolda, wo sich 
über 60 Prozent der Beschäftigten ver.di angeschlossen 
und einen Tarifvertrag durchgesetzt haben, der ihnen 
deutliche Lohnerhöhungen und weitere Verbesse-
rungen beschert. »Das wollen wir auch«, sagt die  
ver.di-Aktive. »Wir wollen Einfluss nehmen auf unsere 
Arbeitsbedingungen, das geht auf dem kirchlichen  
Dritten Weg nicht. Da können wir nur hinnehmen, was 

von oben kommt.« Ihr persönlich gehe es nicht nur um 
eine angemessene Bezahlung, sondern vor allem um 
bessere Arbeitsbedingungen, betont die 36-Jährige.

Beides hängt eng zusammen: Wenn Beschäftigten 
in Apolda, an der Universitätsklinik Jena oder anderen 
Krankenhäusern der Region deutlich bessere Bedin-
gungen geboten werden, wandern sie ab. »Deshalb hat 
auch das Haus ein großes Interesse daran, einen guten 
Tarifvertrag abzuschließen«, meint die Pflegerin. »Ich 
hoffe, dass die Kirche das versteht und auf uns zu-
geht.« Dass die Auseinandersetzung um einen Tarifver-
trag bei dem kirchlichen Träger kein Spaziergang wird, 
sei ihr und ihren Kolleg*innen allerdings bewusst.

Ein Zeichen dafür ist die hohe Bereitschaft, sich zu 
organisieren. Inzwischen sind 320 Beschäftigte ver.di-
Mitglied, womit das selbstgesteckte Ziel noch übertrof-
fen wird. Im Oktober wählten die Gewerkschaftsmit-
glieder Kolleg*innen aus ihren Reihen in die 
Tarifkommission. Diese wird im nächsten Schritt Forde-
rungen aufstellen und die Klinikleitung zu Verhand-
lungen auffordern. Dann ist der Arbeitgeber am Zug.

Daniel Behruzi

Andreas Schlutter ist Vorsitzender der Mitarbei-
tervertretung der Diakonie München und Ober-
bayern. Gemeinsam mit anderen ver.di-Aktiven 
hat er eine erfolgreiche Petition für eine Inflati-
onsausgleichsprämie bei der Diakonie und der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern initiiert.

16.700 Menschen haben Eure Petition für eine Inflati-
onsausgleichsprämie bei der Diakonie und der evange-
lischen Kirche in Bayern unterzeichnet. Hattet Ihr mit 
einer so großen Resonanz gerechnet?

Nein, wir waren völlig überwältigt. Wir haben die For-
derung in den Betrieben und auf Mitarbeiterversamm-
lungen zum Thema gemacht und immer wieder Infor-
mationen über die Plattform Open Petition verschickt. 
Man konnte sowohl online als auch in Papierform un-
terschreiben. Es gab auch einen Bericht im Evange-
lischen Sonntagsblatt. So entstand eine tolle Dynamik, 
in etlichen Betrieben haben die Kolleginnen und Kolle-
gen von sich aus gesammelt und listenweise Unter-
schriften eingeschickt. Nur die »Vertreter« der Arbeit-
nehmerseite in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
haben sich zunächst gegen die Prämie ausgesprochen. 
Womöglich hat das den einen oder die andere zusätz-
lich motiviert, nun erst recht zu unterschreiben. 

Wie ist es überhaupt zu der Kampagne gekommen?

Auslöser war der Tarifabschluss bei Bund und Kommu-
nen, der neben deutlichen Lohnerhöhungen auch eine 
steuerfreie Inflationsausgleichsprämie von insgesamt 
3.000 Euro vorsieht. Kurz darauf bekräftigte die Arbeits-
rechtliche Kommission in einem Rundschreiben, dass die 
Lohnentwicklung der Diakonie Bayern noch bis Ende 
Juni 2024 festgeschrieben sei. Doch die Beschäftigten 
können sich angesichts der hohen Inflation ein weiteres 
Jahr Stillstand bei den Löhnen einfach nicht leisten. Des-
halb haben wir – Mitarbeitervertreter*innen und ver.di-
Aktive aus der Diakonie – die Petition gestartet. 

Was bedeuten die Preissteigerungen für die Kolle-
ginnen und Kollegen?

Gerade in den unteren Entgeltgruppen liegt die Bezah-
lung in der Diakonie Bayern ohnehin schon deutlich 
unter dem Branchenniveau. Als der Pflegemindestlohn 
im vergangenen Jahr angehoben wurde, musste die Ar-
beitsrechtliche Kommission nachsteuern, damit die Ein-
stiegsgehälter nicht darunter liegen. Selbst der gesetz-
liche Mindestlohn kam zeitweise zum Tragen, weil die 
unterste Entgeltgruppe laut Arbeitsvertragsrichtlinien so 
niedrig war, dass dieser noch unterschritten wurde. Ge-

Diakonie Bayern: 16.700 fordern erfolgreich Prämie zum Inflationsausgleich

»Wir waren völlig überwältigt« 
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sehr wenige gewerkschaftlich organisiert. In der Diako-
nie sind wir schon etwas besser aufgestellt.

Ihr musstet eine öffentliche Petition starten, um bei der 
Arbeitsrechtlichen Kommission Gehör zu finden. In Ta-
rifverhandlungen könnten die gewerkschaftlich organi-
sierten Beschäftigten direkt Einfluss nehmen. Wäre das 
nicht besser?

Selbstredend wäre das besser. Als ver.di beteiligen wir 
uns nicht an der Arbeitsrechtlichen Kommission. Tarif-
verträge durchzusetzen ist im Flächenland Bayern mit 
seinen vielen kleinen diakonischen Einrichtungen aller-
dings nicht so leicht. Sinnvoll wären sie allemal. Eigent-
lich bräuchten wir einen Branchentarifvertrag für das 
gesamte Gesundheits- und Sozialwesen. Wenn zum 
Beispiel alle Kitas zum Streik aufgerufen würden, hät-
ten wir viel mehr Durchsetzungsmacht. Viele Kitas sind 
in kirchlicher Trägerschaft. Wenn diese mitstreiken 
könnten, wären alle stärker.

Dennoch ist die Erkenntnis aus Eurer Aktion, dass man 
etwas erreichen kann, wenn man sich zusammentut.

Ja, und daran wollen wir anknüpfen. Ein Thema könnte 
die Arbeitszeit sein: Wir arbeiten auch nächstes Jahr 
noch 40 Stunden in der Woche. Seit 20 Jahren arbeiten 
wir dann länger als die Kolleg*innen bei Bund und 
Kommunen. Das muss sich ändern. 

rade den Beschäftigten der unteren Entgeltgruppen – 
die oft auch noch Teilzeit arbeiten – reicht das Geld 
hinten und vorne nicht. Auch angesichts der hohen 
Mieten in den Städten. Die Preissteigerungen haben es 
noch schlimmer gemacht. Deshalb musste etwas pas-
sieren.

Erst hat die Arbeitsrechtliche Kommission auf Eure For-
derung nicht reagiert, dann aber doch für die Beschäf-
tigten der Diakonie eine steuerfreie Prämie von insge-
samt 3.000 Euro beschlossen. Was war dafür 
ausschlaggebend?

Die Petition hat das Thema auf die Agenda gesetzt und 
daher erheblich zu dem Beschluss beigetragen. Eine 
Rolle spielte sicher auch, dass die diakonischen Einrich-
tungen zunehmend Probleme haben, Personal zu ge-
winnen und zu halten. Da im öffentlichen Dienst, bei 
der Caritas und der AWO in Bayern die Prämie gezahlt 
wird, stand die Diakonie unter Druck nachzuziehen. Al-
lerdings wurde die Prämie nur für die Diakonie be-
schlossen, nicht aber für die Einrichtungen der Ver-
fassten Kirche. Dort richten sich die Bedingungen 
weitgehend nach dem Tarifvertrag der Länder (TV-L).

Über diesen wird in den kommenden Wochen verhan-
delt. Welche Rolle siehst Du für die kirchlich Beschäf-
tigten in dieser Tarifbewegung?

Es wäre natürlich gut, wenn sich möglichst viele an den 
Aktionen im öffentlichen Dienst beteiligen. Denn die 
Kolleg*innen in der Verfassten Kirche profitieren von 
einem guten Abschluss. Allerdings sind hier bislang nur 

Übergabe der Petition am 13. Juli in Nürnberg, Andreas Schlutter ist der Vierte von links          Foto: ver.di
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Als Mitarbeiterver-
treterin und ver.di-
Aktive setzt sich die 
Sozialarbeiterin 
Maira Unzueta mit 
ihren Kolleg*innen 
für gute Arbeitsbe-
dingungen im Luise 
Scheppler-Heim ein.
Foto: privat

Engagiert und wirkungsvoll 
Die Sozialarbeiterin Maira Unzueta ist erst vor sechs 
Monaten in die Gewerkschaft eingetreten. Mit ver.di 
aktiv ist sie schon etwas länger – seit ihre Mitarbeiter-
vertretung (MAV) vor einem knappen Jahr entschied, 
beim Beteiligungsprojekt von ver.di und Gesamtaus-
schuss der Mitarbeitervertretungen in Baden mitzuma-
chen. Das Projekt unterstützt Mitarbeitervertretungen 
dabei, die Beschäftigten für bessere Arbeitsbedin-
gungen zu aktivieren. »Betroffene zu Beteiligten ma-
chen«, so das Motto. 

Maira und ihre Kolleg*innen im Luise-Scheppler-
Heim in Heidelberg setzten das vorbildlich um. Sie star-
teten eine Befragung und machten Druck auf ihren Ar-
beitgeber – mit messbarem Erfolg: Im stationären 
Bereich der Jugendhilfeeinrichtung werden sieben neue 
Stellen besetzt, um die Beschäftigten zu entlasten. 
»Ohne die Unterstützung von Gesamtausschuss und 
ver.di in Zusammenarbeit mit unseren Kolleg*innen 
wäre das nicht möglich gewesen«, ist Maira überzeugt.  
»Bei diesen positiven Erfahrungen war es nur konse-
quent, jetzt auch ver.di-Mitglied zu werden. Im Mai bin 
ich dann endlich eingetreten.«

Auch wenn Gewerkschaft etwas Neues für sie ist – 
selbstbewusst für die eigenen Belange eingetreten ist 
die 53-Jährige schon immer. Geboren in La Paz, Boli-
vien, blickt sie auf eine bewegte Kindheit und Jugend 
zurück. Beruflich bedingte Umzüge ihrer Eltern führten 
Maira in eine Vielzahl von Ländern in Süd- und Norda-
merika sowie nach Asien. Immer wieder galt es, sich an 
ein neues soziales Umfeld zu gewöhnen. Kurz vor dem 
Irak-Krieg lebte sie mit ihren Eltern in Kuwait. Um Abi-
tur machen zu können, schrieb sie sich 1988 im eng-
lischsprachigen Zug der Europäischen Schule in Karlsru-
he ein, belegte dort Deutsch als erste Fremdsprache, 
zudem Französisch und Spanisch. Es folgte ein Studium 
der Sozialen Arbeit und nach verschiedenen Stationen 
begann sie schließlich im Lusie-Scheppler-Heim, wo sie 
Familien mit Kindern im Autismus-Spektrum begleitet. 

»Da sind wir gut aufgestellt in unserer Einrichtung«, 
findet Maira, die zwei erwachsene Söhne hat und sich 
über ihre zwei Enkelkinder freut.

Konkrete Verbesserungen erreicht
Dass sie sich in der betrieblichen Interessenvertretung 
engagieren könnte, hielt Maira lange für ausgeschlos-
sen. »Ich dachte, ich könne nicht für die MAV kandidie-
ren, da ich vor drei Jahren nach langem Überlegen aus 
der katholischen Kirche ausgetreten bin.« Da viele Ju-
gendhilfeeinrichtungen in kirchlicher Trägerschaft sind, 
fiel ihr die Entscheidung nicht leicht. Und sie bedeutete, 
dass sie von einer Mitarbeit in der Interessenvertretung 
ausgeschlossen war, weil die Diakonie in Baden die Kir-
chenmitgliedschaft lange zur Voraussetzung machte. 
Das hat sich mittlerweile geändert. 

»Vor der letzten MAV-Wahl wurde ich von einem 
Kollegen gebeten zu kandidieren. Ich wehrte zunächst 
ab. Umso mehr habe ich mich gefreut, als er mir sagte, 
dass es inzwischen möglich ist«, blickt Maira zurück. 
Vor allem die Erfahrungen in der Corona-Zeit, als viele 
Beschäftigte zwei Mal auf Drängen der Geschäftslei-
tung auf die Jahressonderzahlung verzichteten, hätten 
sie zur Kandidatur bewogen. Denn da hätte sie sich 
mehr Unterstützung von der MAV gewünscht. Zu ihrer 
Überraschung erhielt sie bei der Wahl auf Anhieb die 
meisten Stimmen. Seit der schwangerschaftsbedingten 
Abwesenheit der bisherigen Vorsitzenden Simone Kuhn 
hat Maira – nach einem Jahr in der MAV – den Vorsitz 
übernommen. 

Und ihr Engagement und das ihrer Kolleg*innen 
wirkt: Die sieben Neueinstellungen haben die Belastung 
im stationären Bereich des Luise-Scheppler-Heims deut-
lich verringert. Das Team konnte in der Folge zahlreiche 
aufgelaufene Überstunden abbauen. Bei der Befragung 
durch die MAV hatten zuvor 40 Prozent der in diesem 
Bereich der Jugendhilfeeinrichtung tätigen Kolleg*innen 
»Regelungen zum Personalausfall ohne belastendes 
Einspringen« als wichtigstes Thema benannt. 83 Pro-
zent betonten, dieses Problem zu lösen, sei sehr drin-
gend. Gestärkt durch das Umfrageergebnis stellten die 
Beschäftigten einzeln und als Team etliche Gefähr-
dungsanzeigen. Das setzte den Arbeitgeber unter 
Druck, er stellte sieben neue Kolleg*innen ein. »Mit 
diesem Erfolg im Rücken wollen wir im Betrieb weitere 
Verbesserungen angehen«, sagt Maira. Der nächste 
Schritt: die Gründung einer ver.di-Betriebsgruppe, um 
gemeinsam stärker zu werden. 

Daniel Wenk

Porträt

Maira Unzueta hilft ihren Kolleg*innen, sich 
selbst stark zu machen



23Kirchen .info Nr. 42 · November 2023

und auch die Teilnahme an Seminaren, um sich im Mit-
bestimmungs- und Ausbildungsrecht fit zu machen. Die 
Kosten trägt der Arbeitgeber und für die Teilnahme 
daran erfolgt eine bezahlte Freistellung. Das gleiche gilt 
für regelmäßige Sitzungen der JAV und die Aufgaben-
erledigung dazwischen. Darüber hinaus genießen  
Mitglieder der JAV besonderen Schutz, damit sie ihre 
Tätigkeit unbeeinträchtigt ausüben können.

Voraussetzung für die JAV-Wahl ist, dass im Betrieb 
mindestens fünf Wahlberechtigte arbeiten. Außerdem 
muss es eine MAV (Mitarbeitervertretung) geben. Der 
Wahlvorstand ist zuständig für die Organisation und 
Durchführung der Wahl der JAV. Die MAV lädt zur 
Wahl des Wahlvorstands in einer Versammlung ein 
oder ruft einen bereits gebildeten Wahlvorstand zu-
sammen. In Einrichtungen mit wenigen Auszubildenden 
kann es Vereinfachungen im Wahlverfahren geben. 
Wählen dürfen alle Mitarbeiter*innen unter 18 Jahren, 
Auszubildende und weitere zur Berufsausbildung Be-
schäftigte unabhängig von ihrem Lebensalter. Zur JAV-
Wahl aufstellen dürfen sich alle Jugendlichen und Aus-
zubildenden, die am Wahltag das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und seit mindestens drei Monaten im 
Beschäftigungsverhältnis stehen.

Ihr habt eine Frage an ver.di? Wir freuen uns über 
Zuschriften: gesundheit-soziales@verdi.de 

Ich bin im zweiten Ausbildungsjahr als Pflegefachfrau in 
einem Krankenhaus der Diakonie. In der Schule hat mir 
jemand erzählt, dass sie bei sich im Krankenhaus eine 
JAV hätten, die sich um Fragen und Hilfe für die Auszu-
bildenden kümmert. Sowas wäre auch bei uns wichtig, 
denn wir müssen oft einspringen bei uns, weil zu 
wenig Personal da ist. Die Kollegin ist aber nicht in 
einem kirchlichen Krankenhaus. Könnten wir bei uns 
trotzdem auch eine JAV haben?

Ja, auch in diakonischen Betrieben ist es möglich, eine 
Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) zu wäh-
len. Wer darin mitarbeiten soll, entscheiden die wahl-
berechtigten Jugendlichen und Auszubildenden im Be-
trieb. Mit ihrer Wahl entscheiden sie darüber 
demokratisch. Die JAV hat konkrete Rechte, um sich für 
gute Ausbildungsbedingungen stark zu machen. Dabei 
ist die Zusammenarbeit mit der Mitarbeitervertretung 
(MAV) sehr wichtig. Denn die JAV vertritt die Interessen 
der Jugendlichen und Auszubildenden, die MAV die In-
teressen aller Beschäftigten. Der Vorteil liegt auf der 
Hand: Die JAV kennt die Perspektive der Jugendlichen 
und Auszubildenden und die MAV verfügt über lang-
jährige Erfahrung in der Durchsetzung von Interessen.

Damit die Arbeit der JAV gut gelingen kann, hat sie 
Anspruch auf eine entsprechende Arbeitsausstattung 
(zum Beispiel Gesetzestexte, Computer, Büromaterial) 

Ihr fragt – ver.di antwortet
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JAV-Seminare
Alle JAV-Mitglieder können sich für ihre Arbeit auf 
JAV-Seminaren durch die ver.di Jugend qualifizieren 
lassen. Von den gesetzlichen Bestimmungen zur JAV,
über Kommunikationstrainings bis zu Hintergründen
der Tarifpolitik – die Teamer*innen der 
ver.di Jugend sind Expert*innen
für die JAV-Schulung.
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JAV-Sitzungen
Jede JAV führt regelmäßig JAV-Sitzungen mit ihren
Mitgliedern durch. Die Sitzungen sind nicht öffentlich 
und finden in der Regel während der Arbeits- bzw.  
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Reformwilligkeit bei den Kirchen ausgelöst. Das mut-
maßlich beabsichtigte Signal an den Gesetzgeber: Nie-
mand muss oder dürfte gar von außen nachsteuern, 
das machen die Kirchen allein. 

Verbesserungen für Beschäftigte sind ein Muss
Vergleichsweise schnell voran kommen kirchliche Re-
formen im Arbeitsrecht derzeit von der Vorlage bis zum 
Beschluss. Erst hat die Katholische Kirche in 2022 in 
einer erstaunlichen Geschwindigkeit innerhalb weniger 
Monate die Grundordnung als ihre Arbeitsverfassung 
novelliert (Kirchen.info Mai 2023). Nun legt die Evange-
lische Kirche (EKD) gleich mehrere Entwürfe zur Ände-
rung bzw. Neuregelung wesentlicher Regelungen vor, 
die großen Einfluss auf die Rechte und Restriktionen für 
die Hunderttausenden abhängig Beschäftigten bei Kir-
che und Diakonie haben und die noch in 2023 be-
schlossen werden sollen. Alle Änderungsvorhaben wer-
den sich daran messen lassen müssen, inwieweit sie 
nicht lediglich dazu dienen, den kirchlichen Sondersta-
tus im Arbeitsrecht abzusichern. Sie sollten darüber hi-
naus auch nicht lediglich kosmetischer Natur sein. Es ist 
eine Sache, Richtung Gesetzgeber zwar Reformwillen 
signalisieren zu wollen, aber eine andere Sache, ob 
auch echte Verbesserungen für die Rechte von Beschäf-
tigten daraus folgen.

Die beiden großen Kirchen in Deutschland verändern 
ihre eigenen Regeln im Arbeitsrecht erfahrungsgemäß 
dann, wenn der Druck etwa von außen allzu hoch 
wird: Zum Beispiel wenn der Europäische Gerichtshof 
zu Gunsten von Beschäftigten statt der Kirchen in Dis-
kriminierungsfragen entscheidet, Arbeitnehmer*innen 
aus den kirchlich gesetzten Grenzen ausbrechen, indem 
sie mit gewerkschaftlichen Mitteln selbst über Löhne 
und Arbeitsbedingungen entscheiden wollen oder Be-
wegungen wie #outinchurch kollektiv sichtbar machen, 
wie antiquiert arbeitsrechtliche Sanktionen von Men-
schen wegen ihrer sexuellen Orientierung durch eine 
Kirche sind. 

Jetzt auch noch der Gesetzgeber
So dürfte sicherlich auch die Verständigung der Koaliti-
on aus SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP 2021 zum 
kirchlichen Arbeitsrecht zu einem gewissen Reform-
druck bei den Kirchen geführt haben. Immerhin hat die 
Ampelkoalition einen Prüfauftrag festgehalten, inwie-
weit das kirchliche Arbeitsrecht dem staatlichen Recht 
angeglichen werden kann. Die Regierungskoalition hat 
Halbzeit und geschehen ist bislang noch nichts Kon-
kretes. Doch bereits die bloße Möglichkeit, auf den po-
litischen Prüfstand zu kommen, hat im Vergleich zu zu-
rückliegenden Jahren offenbar eine außergewöhnliche 

Kirchliche Reformen im Arbeitsrecht

Wider jeder Freiwilligkeit

Bayern 

Natale Fontana
Tel. 089 / 59977363
natale.fontana@verdi.de

Baden-Württemberg 

Jakob Becker 
Tel. 0711 / 1664-120
jakob.becker@verdi.de
 

ver.di  

Bundesverwaltung 

Mario Gembus 

Tel. 030 / 69561049 

mario.gembus@verdi.de

Nordrhein-Westfalen 

Harald Meyer
0211 / 61824164
Harald.Meyer@verdi.de

Berlin und  

Brandenburg

Marco Pavlik
Tel. 030 / 88664110
marco.pavlik@verdi.de

Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen 

Thomas Mühlenberg 

Tel. 0341 / 52901111 

thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz und Saarland  

Silke Steetskamp 
Tel. 06131 / 9726-133
silke.steetskamp@verdi.de

Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein

Christian Wölm 

Tel. 0451 / 8100716 

christian.woelm@verdi.de

Hamburg

Dr. Arnold Rekittke  

Tel. 040 / 890615-736  

arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen und Bremen

Annette Klausing

Tel. 0511 / 12400-256

annette.klausing@verdi.de

Hessen

Saskia Jensch

Tel. 069 / 2569-1323

saskia.jensch@verdi.de

    Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern
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MVG: Unterhalb staatlicher Standards

Im März 2022 wurde recht überraschend ein Entwurf 
für die Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes 
der EKD (MVG-EKD) vorgelegt. Noch in 2022 war 
wahrzunehmen, dass vorerst keine Novellierung des 
MVG geplant sei. Der Entwurf enthält eine Reihe von 
Detailänderungen, aber keine wirksamen Verbesse-
rungen. Eine nennenswerte Stärkung der Rechte von 
Mitarbeitervertretungen ist nicht vorgesehen. Grund-
sätzliche Änderungen, die zum Beispiel das Verfahren 
der kirchlichen Mitbestimmung auf das Niveau des Be-
triebsverfassungsgesetzes bringen würden, sind nicht 
geplant. 

Zu begrüßen ist grundsätzlich die Erwägung, Unter-
nehmensmitbestimmung verbindlich einzuführen. Es 
wird der Sache allerdings nicht gerecht, dies über eine 
knappe, ergänzende Regelung im MVG erreichen zu 
wollen. Die Unternehmensmitbestimmung im nicht-
konfessionellen Bereich ist aus gutem Grund in eigen-
ständigen Gesetzen neben dem Betriebsverfassungsge-
setz geregelt. Darüber hinaus bleiben Gewerkschaften 
weiterhin vollständig außen vor. Sie haben keine eige-
nen Rechte, wie sie das staatliche Mitbestimmungsrecht 
vorsieht, unter anderem für die Initiierung von Wahlen, 
das Aufstellen von Listen zu Wahlen, die Teilnahme an 
Sitzungen oder Mitarbeiterversammlungen. 

Kirchliche Beschäftigte haben ein Recht auf eine 
wirksamere Mitbestimmung über die eigenen Arbeits-
bedingungen. Die Kirche und ihre Diakonie wollen das 
weiterhin nicht ermöglichen. Deshalb muss der Gesetz-
geber handeln, damit das staatliche Mitbestimmungs-
recht auch für konfessionelle Betriebe zur Anwendung 
kommen kann. Zum Redaktionsschluss lag noch kein 
weiterer Entwurf für das MVG vor, jedoch wurde be-
kannt, dass im Rechtsausschuss noch Änderungen vor 
der Synode beraten werden sollen. Die ver.di-Stellung-
nahme zum MVG-Entwurf (Stand März 2023) steht 
hier als Download zur Verfügung: https://lmy.de/rCK

Mitarbeits-Richtlinie der EKD –  
Abwehr statt Abkehr 

Im Februar erschien der Entwurf zur Mitarbeits-Richtli-
nie, der keinen inneren Reformwillen der evangelischen 
Kirche und ihrer Diakonie widerspiegelt. Den geplanten 
Regelungen liegt eine ausschließlich juristische Betrach-
tungsweise zu Grunde. Ziel ist es, den eigenen arbeits-
rechtlichen Sonderstatus abzusichern, der zunehmend 
durch die europäische Rechtsprechung unter Druck 
gerät (u.a. Egenberger – EuGH 17.4.2018 – C-414/16). 
Dabei werden neue rechtliche Unsicherheiten geschaf-
fen, wenn künftig die einzelnen Träger definieren 
könnten, welchen Beschäftigten besondere Loyalitäts-
pflichten abverlangt werden dürfen und welchen nicht. 

Maßgeblich soll dafür insbesondere das so genannte 
evangelische Profil einer Einrichtung sein, das statt von 
der Kirche durch jeden einzelnen Arbeitgeber definiert 
werden soll. Der Kirchenaustritt bleibt weiterhin aus 
kirchlicher Sicht ein Verstoß, der regelmäßig bis zur 
Kündigung führen kann. 

Die evangelische Kirche ist hinsichtlich der Loyali-
tätspflichten und Anforderungen an die Konfession au-
genscheinlich trotz Rechtsprechung weiterhin nicht be-
reit, die Schranken der für alle geltenden Gesetze nach 
BGB, AGG und EU-Recht zu akzeptieren. Der Gesetzge-
ber ist deshalb gefordert, einerseits deutsches Antidis-
kriminierungsrecht entsprechend geltendem EU-Recht 
auszugestalten. Andererseits stärkt er damit 
Arbeitnehmer*innenrechte in kirchlichen Einrichtungen. 
Die kirchliche Praxis, abhängig Beschäftigte wegen pri-
vater Entscheidungen arbeitsrechtlich sanktionieren zu 
können, und es auch regelmäßig zu tun, ist zu been-
den. Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, das zu ändern. 
Zum Redaktionsschluss lag noch kein weiterer Entwurf 
für die Mitarbeits-Richtlinie vor, jedoch wird erwartet, 
dass noch Änderungen hinsichtlich der offenen Fragen 
um das evangelische Profil einer Einrichtung erfolgen 
werden. Die ver.di-Stellungnahme zum MVG-Entwurf 
(Stand Februar 2023) steht hier als Download zur Ver-
fügung: https://lmy.de/Lhc

Tarifvertrag EKD statt gemeinsamer 
Kommission

Im April wurde ein Entwurf für eine Gemeinsame Ar-
beitsrechtliche Kommission veröffentlicht. Aus den ins-
gesamt bisher 17 Arbeitsrechtlichen Kommissionen soll 
möglichst eine werden. Dem liegt unter anderem die 
Absicht zu Grunde, den personellen – und mutmaßlich 
finanziellen – Aufwand für den kircheneigenen Weg 
der Arbeitsrechtssetzung zu reduzieren. Der so genann-
te „Dritte Weg“ soll billiger werden. Ein weiteres Ziel 
der gemeinsamen Kommission soll die Annäherung der 
kirchlichen Regelungen über Löhne und Arbeitsbedin-
gungen sein. Das erscheint plausibel, da die Niveaus 
aufgrund der Vielfalt der Kommissionen erhebliche Un-
terschiede aufweisen. Aus Sicht der Beschäftigten ist es 
jedenfalls erstrebenswert, das Lohnniveau in Richtung 
der vorhandenen Referenztarifverträge im öffentlichen 
Dienst anzugleichen. Insofern ist eine Vereinheitlichung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen für die Beschäf-
tigten im Bereich der EKD grundsätzlich zu begrüßen. 

Dieses Ziel ist allerdings nicht im kirchlichen Weg 
über Arbeitsvertragsrichtlinien zu erreichen, die ledig-
lich den Charakter allgemeiner Geschäftsbedingungen 
haben. Einheitliche Tarifregelungen erfordern eine nor-
mative Wirkung für die Beschäftigten im Geltungsbe-
reich. Das ist ausschließlich über einen Tarifvertrag für 
die Evangelische Kirche in Deutschland (TV EKD) er-
reichbar. Das Verfahren der kirchlichen Arbeitsrechts-
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ben und sich den einseitig durch die Kirche gesetzten 
Regeln zu unterwerfen. Die Tarifautonomie ist in 
Deutschland ein hohes Gut und macht kirchliche 
Sonderregelungen obsolet. Bei Redaktionsschluss war 
davon auszugehen, dass der Entwurf für die Gemein-
same Kommission nicht in die Synode im November 
eingehen wird. Zu groß war offenbar der Widerstand 
von Arbeitgebern und Mitgliedern verschiedener Ar-
beitsrechtlicher Kommissionen, also all jener, die ent-
weder Machtverlust oder den Verlust persönlicher Privi-
legien zu befürchten hätten. Die ver.di-Stellungnahme 
zum Entwurf für eine Gemeinsame ARK (Stand April 
2023) und das wirksame Alternativmodell TV-EKD steht 
hier als Download zur Verfügung: https://lmy.de/KFN

setzung zielt nicht darauf und ist in der Folge ungeeig-
net, die betroffenen Beschäftigten demokratisch an der 
Gestaltung ihrer Lohn- und Arbeitsbedingungen zu be-
teiligen. Die vorgesehenen Regelungen des Entwurfs 
dienen dem Versuch, den Anforderungen der Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts von 2012 zu ge-
nügen und den sogenannten „Dritten Weg“ abzusi-
chern. In diesem Zusammenhang sollen 
Gewerkschaften zwar eingebunden werden, allerdings 
zum Beispiel unter Aufgabe ihrer Entscheidungsautono-
mie als Tarifpartei und unter Ausschluss des Streik-
rechts. 

Von freien bzw. unabhängigen Gewerkschaften 
kann nicht erwartet werden, ihre Grundrechte aufzuge-

Auf Initiative der Mitarbeitervertretungen 

»ACK-Klausel« in Württemberg gefallen
Hinter dem sperrigen Begriff „ACK-Klausel“ verbirgt 
sich eine Anforderung der evangelischen Kirche an ihre 
Beschäftigten. In Württemberg durften nur Mitarbei-
tende für das Amt in der Mitarbeitervertretung (MAV) 
kandidieren, die Mitglied einer christlichen Kirche sind. 

Die Mitarbeitenden durften zwar in der Diakonie ar-
beiten – die Arbeitsvertragsrichtlinien der Diakonie 
Württemberg ließen dies schon seit vielen Jahren zu – 
aber sich für ihre Interessen in der MAV engagieren 
durften sie nicht. 

Geschafft! Aktive Kolleg*innen aus Mitarbeitervertretungen feiern die Streichung der ACK-Klausel    
         Foto: Susanne Haase

https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/mein-arbeitsplatz/kirchliche-betriebe/++co++01bb2f64-249b-11ee-b30d-001a4a160116
https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/mein-arbeitsplatz/kirchliche-betriebe/++co++01bb2f64-249b-11ee-b30d-001a4a160116
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Eindeutiges Ergebnis: Die Synode der Evangelische Kirche Württemberg stimmt für die Streichung der 
ACK-Klausel                                                                                                                        Foto: Susanne Haase

Kirchenmitgliedschaft als Voraussetzung
Die Synode, das für die kirchliche Gesetzgebung zu-
ständige „Kirchenparlament“, hat die ACK-Klausel im 
Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD im Jahr 2018 ge-
strichen, jedoch den Gliedkirchen ermöglicht, weiterhin 
an der ACK-Klausel festzuhalten. Nach und nach haben 
die 20 Landeskirchen die ACK-Klausel aus ihren Mitar-
beitervertretungsgesetzen gestrichen. Die Landeskirche 
Württemberg hielt jedoch, trotz breiter Proteste aus der 
Mitarbeiterschaft, als letzte Landeskirche an der Wähl-
barkeitsvoraussetzung fest. Das führte dazu, dass es für 
viele MAV-Gremien nicht genügend Kandidierende 
gab. Für Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
(JAV) kamen Wahlen oft erst gar nicht zustande. 

Streichungsversuche
In den vergangenen Jahren standen schon mehrmals 
Anträge zur Streichung der ACK-Klausel in der württ-
embergischen Landessynode zur Abstimmung, fanden 
aber nie die notwendige Mehrheit. Für die diesjährige 
Sommertagung der Landessynode war ein neuer An-
trag zur Streichung auf der Tagesordnung und dieses 
Mal musste es unbedingt gelingen ihn durchzusetzen, 
damit bei den anstehenden Wahlen in 2024 ohne ACK-
Klausel gewählt werden kann. 

Aktionen und Gespräche
Im Vorfeld der Tagung haben die Synodalen aus vielen 
diakonischen Einrichtungen gemeinsame Schreiben von 
Einrichtungsleitungen und MAVen erhalten, in denen 
die Situation in den Einrichtungen beschrieben wurde. 
Es gab eine digitale Flyer-Aktion und Unterschriften der 

Beschäftigten aus den Einrichtungen. Einige MAVen 
haben sich direkt an die Synodalen ihrer Gesprächs-
kreise gewandt, um sie in persönlichen Gesprächen zu 
überzeugen. 

Streichung erreicht
Am Tag der entscheidenden Abstimmung im Sommer 
haben sich viele diakonische Beschäftigte und MAVen 
eingefunden, um in den Pausen Gespräche mit den Sy-
nodalen zu führen und die Debatte und Abstimmung 
von den Zuschauerrängen zu verfolgen. Der Antrag auf 
Streichung erhielt dieses Mal eine breite Mehrheit. Dies 
ist dem großen Engagement der Beschäftigten und 
ihren MAVen zu verdanken. Die Erleichterung war rie-
sig, dass es endlich gelungen ist. Beschlossen wurde die 
Streichung sowohl für die MAV als auch für die Jugend- 
und Auszubildendenvertretung. Seit dem 1. September 
2023 sind alle Mitarbeitenden unabhängig ihrer Religi-
onszugehörigkeit für die MAV wählbar. 

Erinnerung an Loyalitätspflichten
Damit dieser Beschluss möglich war, musste ein Kom-
promiss erarbeitet werden. Zukünftig werden Mitarbei-
tende, die für die MAV kandidieren, an ihre bereits bei 
der Einstellung festgelegte Loyalitätsverpflichtung erin-
nert. Diesen Zusatz hätte es aus Sicht der Beschäftigten 
nicht gebraucht. Der Kompromiss hat jedoch dazu ge-
führt, dass eine breite Mehrheit der Synodalen dem 
Antrag auf Streichung zugestimmt hat. Es überwiegt 
die Freude, dass die ACK-Klausel im Mitarbeitervertre-
tungsgesetz nun endlich Geschichte ist.
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Datum Ort Titel

24.01. – 
26.01.2024

Bielefeld Gute Arbeit durch mehr Personal in der Altenpflege
Das neue Personalbemessungsverfahren und 
Herausforderungen für die Arbeit der
Interessenvertretungen in der stationären Altenpflege

05.02. – 
09.02.2024

Naumburg JAV-Praxis 2: Ausbildung checken und verbessern in den 
Gesundheitsberufen
Qualitätssicherung in der beruflichen Ausbildung (JAV 2 
Gesundheitsberufe)

08.02. – 
09.02.2024

Bielefeld Umgang der Interessenvertretung mit krankheitsbedingten 
Fehlzeiten
Einflussmöglichkeiten auf den Gesundheitsschutz und die 
Entlastung der Beschäftigten

26.02. – 
28.02.2024

Walsrode Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1)
Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

04.03. – 
06.03.2024

Berlin Dienstplanung und Bereitschaftsdienst mit der Schichtplan-
Fibel
Bereitschaftsdienst – konsequent verkürzen und umwandeln

03.04. – 
05.04.2024

Berlin Gute Arbeit durch mehr Personal in der Altenpflege
Das neue Personalbemessungsverfahren und 
Herausforderungen für die Arbeit der
Interessenvertretungen in der stationären Altenpflege

02.05. – 
03.05.2024

Mosbach Jahresarbeitszeit- und Arbeitszeitkonten
Vor- und Nachteile für die Beschäftigten

06.05. – 
08.05.2024

Walsrode Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 2)
Organisation und Verfahren der Dienstplanprüfung im Sozial- 
und Gesundheitswesen

27.05. – 
29.05.2024

Saalfeld Aufsichtspflicht und Haftungsrecht für die 
Interessenvertretung in Kindertagesstätten
und in der Jugendhilfe
Rechtliche Möglichkeiten zur Absicherung der Beschäftigten

03.06. – 
05.06.2024

Walsrode Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 3)
Rechtliche und betriebliche Durchsetzung der Mitbestimmung

06.06. – 
07.06.2024

Saalfeld Tariflohnpflicht in der Altenpflege
Die gesetzlichen Regelungen zur »Tariftreue« in der Altenpflege 
und deren Bedeutung für die Arbeit der Interessenvertretung

Bildungsangebote für  
Mitarbeitervertretungen 
Weitere Informationen bei Vanessa Ressing vanessa.ressing@verdi-bub.de 
oder Telefon 0211/9046812

Alle Angebote für das Gesundheits- und Sozialwesen sind zu finden unter verdi-bub.de/geso

https://verdi-bub.de/geso
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»Euch ist kein Weg zu weit, kein Wasser zu kalt, um  
zu zeigen: Wir wollen endlich gute Arbeitsbedingungen 
im Gesundheitswesen.« Mit diesen Worten spielte  
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler bei der 
Kundgebung am 5. Juli in Friedrichshafen auf die viel-
fältigen Aktionen an, die Beschäftigte während der Ge-
sundheitsministerkonferenz auf die Beine stellten. Die 
mehr als 600 Demonstrierenden, darunter etliche aus 
kirchlichen Einrichtungen, waren an den Bodensee ge-
reist, um ihren Unmut über die Gesundheitspolitik von 
Bund und Ländern kundzutun.

Großer Jubel kam auf, als ein Fahrradkorso auf den 
Kundgebungsplatz fuhr. Einige Beschäftigte aus der Al-
tenpflege waren die gesamte Strecke aus dem 640 Ki-
lometer entfernten Dresden mit dem Rad nach Fried-
richshafen gefahren. Ihr Motto: »Kein Weg zu weit für 
gute Pflege«. Die Aktion solle dazu beitragen, die Al-
tenpflege wieder auf die Tagesordnung zu setzen, denn 
das sei dringend nötig, erklärte Johannes Hermann, der 
die Tour initiiert hatte. »Obwohl wir immer mehr pfle-
gebedürftige Menschen haben, werden Wohnbereiche 
geschlossen, weil es niemanden mehr gibt, der dort ar-

beiten kann oder will – das ist ein Thema für die ganze 
Gesellschaft«, betonte der Vorsitzende des ver.di-Bun-
desfachbereichsvorstands. Die politisch Verantwort-
lichen dürften nicht länger auf Zeit spielen, denn Zeit 
hätten weder die pflegedürftigen Menschen oder ihre 
Angehörigen noch die Beschäftigten. »Wir wollen mit 
unserer Fahrt Mut machen«, erläuterte Johannes Her-
mann. »Damit wir uns zusammen auf den Weg ma-
chen – manchmal auch bei Gegenwind und Regen, um 
etwas zu verändern.« 

An kreativen Protestformen mangelt es denjenigen, 
die für eine Neuausrichtung der Gesundheitspolitik 
streiten, jedenfalls nicht. So sprangen dutzende Teilneh-
mende mit Rettungsringen und Transparenten in den 
Bodensee, um deutlich zu machen: Den Gesundheits-
beschäftigten steht das Wasser bis zum Hals. Sie 
schwenkten Fahnen und hielten unter großem Applaus 
»SOS«-Schilder in die Höhe. 

Einen Notruf sandten auch mehr als 2.500 Beschäf-
tigte aus allen Teilen des Landes, die nicht in den äu-
ßersten Südwesten reisen konnten. Sie dokumentierten 
schriftlich, welche Folgen die Personalnot für sie und 

Gesundheitsministerkonferenz in Friedrichshafen

Kein Wasser zu kalt

Kirchenbeschäftigte waren bei der Demo in Friedrichshafen mit von der Partie.                   Foto:Daniel Behruzi
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für die Versorgungsqualität hat. »Das sind Gefähr-
dungsanzeigen an die verantwortlichen Landespoliti-
ker«, erläuterte die Fachkrankenschwester Jana Langer 
aus Ulm. Die Zettel füllten mehrere Kisten, die die Al-
tenpflegerin Ilka Steck von der Evangelischen Heimstif-
tung an den Vorsitzenden der Gesundheitsministerkon-
ferenz, Klaus Holetschek (CSU) aus Bayern, übergab.
gmk2023.verdi.de 

»Mir ist es wichtig, dass das kirchliche Sonderrecht end-
lich abgeschafft wird. Weil ich konfessionslos bin, darf 
ich mich in der Mitarbeiter- und der Jugendvertretung 
nicht für meine Interessen einsetzen. Dass die Kirche 
uns im 21. Jahrhundert noch grundlegende Rechte ab-
spricht, macht mich unglaublich wütend. Deshalb un-
terstütze ich die Unterschriftenaktion Gleiches Recht 
für kirchlich Beschäftigte.«

»Die Einrichtungen brauchen dringendst Personal, es 
wird jedes Jahr schlimmer. Vor diesem Hintergrund 
kann ich überhaupt nicht nachvollziehen, warum ich in 
meiner Ausbildung zum Ergotherapeuten 160 Euro 
Schulgeld bezahlen muss. Viele suchen sich deshalb 
eine andere Ausbildung. Wie soll sich die Situation so 
verbessern? Eine Ausbildungsvergütung bekomme ich 
auch nicht. Ich bin daher auf die Unterstützung meiner 
Eltern angewiesen und muss nebenher arbeiten. Dabei 
ist es wichtig, die Zeit zum Lernen zu haben, um später 
richtig behandeln zu können. Ich finde, das muss sich 
ändern.«

Christopher macht an einer diakonischen Schule 
eine Ausbildung zum Ergotherapeuten.

 Foto:Daniel Behruzi

Alina Hüfner (links, mit ihrer Kollegin Tammy 
Beck) ist Heilerziehungspflegerin in einer kirch-
lichen Sozialpsychiatrie.                 Foto:Daniel Behruzi

Die Altenpflegerin Ilka Steck über-
gibt Bayerns Gesundheitsminister Klaus Ho-
letschek (CSU) über 2.500 SOS-Botschaften.                 
Foto:Daniel Behruzi

https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/gmk2023
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»Es ist jahrelang demonstriert worden gegen die Fall-
pauschalen – wir schaffen sie jetzt ab.« Das verkündete 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) An-
fang Juli auf der ver.di-Kundgebungsbühne vor der Ge-
sundheitsministerkonferenz in Friedrichshafen. So 
werde »die Spirale aus immer mehr Fällen, immer mehr 
arbeiten, immer mehr Burn-out, immer weniger Perso-
nal durchbrochen«. Doch es darf bezweifelt werden, 
dass die Krankenhausreform, auf die sich Bund und 
Länder kurz darauf einigten, diesem Anspruch gerecht 
wird. Zudem könnten etliche Kliniken aus finanziellen 
Gründen geschlossen werden, noch bevor die Reform 
umgesetzt ist. 

Der zwischen Bund und Ländern gefundene Kom-
promiss sei »weit weg von einer Revolution«, stellte  
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler fest. Wirt-
schaftlichen Druck von den Kliniken zu nehmen, sei 

überfällig. Doch ob das durch die Einführung von 
Vorhaltepauschalen erreicht wird, die 60 Prozent der  
Finanzierung ausmachen sollen, müsse sich in der kon-
kreten Ausgestaltung erst noch erweisen. Denn 40 Pro-
zent der Einnahmen sollen weiterhin über Fallpauscha- 
len (Diagnosis Related Groups, DRG) verteilt werden –  
trotz der dadurch verursachten Fehlsteuerungen.  
ver.di kritisiert zudem, dass der Druck zur Senkung der 
Personalkosten außerhalb der Pflege am Bett bestehen 
bleibt.

Wirksam werden soll die Reform frühestens 2027. 
Doch bis dahin sehen 69 Prozent der Krankenhäuser 
ihre wirtschaftliche Existenz gefährdet, wenn der Staat 
kurzfristig keine Unterstützung leistet. ver.di fordert: 
»Keine Klinik darf aus akuter wirtschaftlicher Not ge-
schlossen werden, bevor die Reform überhaupt greifen 
kann.«
krankenhausreform.verdi.de 

Krankenhausreform 

Weit weg von einer Revolution

Pflegemindestlohn 
steigt
Der Pflegemindestlohn wird gemäß der Empfehlung 
der Pflegekommission bis 2025 je nach Qualifikationsni-
veau um 12,3 bis 13,8 Prozent angehoben. »Angesichts 
der anhaltend hohen Preissteigerung ist es gut, dass 
der Pflegemindestlohn deutlich angehoben wird«, er-
klärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. 
»Für einen echten Inflationsausgleich gab es in der Pfle-
gekommission aber leider keine Mehrheit.« 

t1p.de/pflegemindestl 

Mehrheit für  
Pflegevollversicherung
Die große Mehrheit der Bevölkerung ist für den Ausbau 
der gesetzlichen Pflegeversicherung zu einer Vollversi-
cherung. Das hat eine repräsentative Forsa-Umfrage im 
Auftrag des Bündnisses für eine solidarische Pflegever-
sicherung ergeben, dem auch ver.di angehört. Ob SPD, 
CDU, FDP oder Bündnis90/Die Grünen – mindestens 
drei von vier Anhänger*innen der etablierten Parteien 
sprechen sich dafür aus. 

t1p.de/vollversicherung

Impressum:

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
Bundesverwaltung 
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Bildung und Wissenschaft

Verantwortlich: Sylvia Bühler

Briefe an die Redaktion: 
ver.di Bundesverwaltung, Ressort 9, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin 
Email: mario.gembus@verdi.de

Redaktionsteam: Uta von Schrenk, Daniel Behruzi, Mario Gembus,  
Berno Schuckart-Witsch, Daniel Wenk

Redaktionsschluss nächste Ausgabe: 14. April 2024 

Foto Titelseite Jo Röttgers: Kirchenbeschäftigte auf der Demo während 
der Gesundheitsministerlonferenz in Friedrichshafen

Foto Rückseite: ver.di Bundeskongress

Layout: fgl-werketage, Andreas Hesse 
Druck: Hans Gieselmann Druck und Medienhaus GmbH & Co. KG

W-3521-14

https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/themen/krankenhausreform
https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/themen/pflegepolitik/++co++db2ebe7e-4678-11ee-8f52-001a4a160100
https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/themen/pflegepolitik/++co++4b3cda00-426b-11ee-92bc-001a4a160110



